
RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2011/83/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 25. Oktober 2011 

über die Rechte der Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der 
Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 114, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 2 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 
20. Dezember 1985 betreffend den Verbraucherschutz 
im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlosse­
nen Verträgen ( 4 ) und der Richtlinie 97/7/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 
über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im 
Fernabsatz ( 5 ) sind eine Reihe von vertraglichen Rechten 
der Verbraucher verankert. 

(2) Diese Richtlinien wurden im Lichte der gesammelten Er­
fahrungen im Hinblick darauf überprüft, ob die geltenden 
Rechtsvorschriften durch Beseitigung von Unstimmigkei­
ten und Regelungslücken vereinfacht und aktualisiert 
werden können. Diese Überprüfung hat ergeben, dass 
es sinnvoll ist, die beiden genannten Richtlinien durch 
eine einzige Richtlinie zu ersetzen. Daher sollten in dieser 
Richtlinie allgemeine Vorschriften für die gemeinsamen 
Aspekte von Fernabsatz- und außerhalb von Geschäfts­
räumen geschlossenen Verträgen festgelegt werden; dabei 

sollte der den älteren Richtlinien zugrunde liegende Min­
destharmonisierungsansatz aufgegeben werden, wobei 
dennoch den Mitgliedstaaten gestattet werden sollte, in­
nerstaatliche Rechtsvorschriften in Bezug auf bestimmte 
Aspekte beizubehalten oder einzuführen. 

(3) Artikel 169 Absatz 1 und Artikel 169 Absatz 2 Buch­
stabe a des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi­
schen Union (AEUV) sehen vor, dass die Union durch 
Maßnahmen, die sie nach Artikel 114 erlässt, einen Bei­
trag zur Gewährleistung eines hohen Verbraucherschutz­
niveaus leistet. 

(4) Gemäß Artikel 26 Absatz 2 AEUV umfasst der Binnen­
markt einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie 
Verkehr von Waren und Dienstleistungen sowie die Nie­
derlassungsfreiheit gewährleistet sind. Die Harmonisie­
rung bestimmter Aspekte von im Fernabsatz und außer­
halb von Geschäftsräumen geschlossenen Verbraucherver­
trägen ist unabdingbar, wenn ein echter Binnenmarkt für 
Verbraucher gefördert werden soll, in dem ein möglichst 
ausgewogenes Verhältnis zwischen einem hohen Verbrau­
cherschutzniveau und der Wettbewerbsfähigkeit der Un­
ternehmen bei gleichzeitiger Wahrung des Subsidiaritäts­
prinzips gewährleistet ist. 

(5) Das grenzüberschreitende Potenzial des Versandhandels, 
das zu den wichtigsten greifbaren Ergebnissen des Bin­
nenmarkts gehören sollte, wird nicht in vollem Umfang 
ausgeschöpft. Im Vergleich zu dem erheblichen Wachs­
tum, das in den letzten Jahren im inländischen Versand­
handel verzeichnet werden konnte, gab es im grenzüber­
schreitenden Versandhandel nur ein geringes Wachstum. 
Diese Diskrepanz zeigt sich besonders deutlich beim In­
ternethandel, bei dem das weitere Wachstumspotenzial 
groß ist. Das grenzüberschreitende Potenzial von Verträ­
gen, die außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossen 
werden (Direktvertrieb) wird durch eine Reihe von Fak­
toren eingeschränkt, darunter auch unterschiedliche Ver­
braucherschutzvorschriften der Mitgliedstaaten, an die 
sich die Wirtschaft halten muss. Im Vergleich zum 
Wachstum des inländischen Direktvertriebs in den letzten 
Jahren, vor allem im Dienstleistungssektor (z. B. in der 
Versorgungswirtschaft), hat die Zahl der Verbraucher, die 
solche Kanäle grenzüberschreitend zum Einkauf nutzen, 
nicht zugenommen. Angesichts der besseren Geschäfts­
möglichkeiten, die sich in vielen Mitgliedstaaten bieten,
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sollten kleine und mittlere Unternehmen (auch einzelne 
Unternehmer) oder Vertreter von Unternehmen, die im 
Direktvertrieb tätig sind, in stärkerem Maße bereit sein, in 
anderen Mitgliedstaaten, insbesondere in Grenzregionen, 
nach neuen Geschäftsmöglichkeiten Ausschau zu halten. 
Deshalb dürfte die vollständige Harmonisierung der Ver­
braucherinformation und des Widerrufsrechts in Verträ­
gen, die im Fernabsatz oder außerhalb von Geschäftsräu­
men geschlossen werden, zu einem hohen Verbraucher­
schutzniveau und zum besseren Funktionieren des Bin­
nenmarkts für Geschäfte zwischen Unternehmen und 
Verbrauchern beitragen. 

(6) Bestimmte Unterschiede schaffen erhebliche Hindernisse 
für den Binnenmarkt, von denen die Unternehmer und 
die Verbraucher betroffen sind. Aufgrund dieser Unter­
schiede müssen Unternehmer, die ihre Waren oder 
Dienstleistungen grenzüberschreitend anbieten wollen, 
höhere Kosten für die Einhaltung der Rechtsvorschriften 
aufwenden. Die unangemessene Rechtszersplitterung un­
tergräbt auch das Vertrauen der Verbraucher in den Bin­
nenmarkt. 

(7) Die vollständige Harmonisierung einiger wesentlicher As­
pekte der einschlägigen Regelungen sollte die Rechts­
sicherheit für Verbraucher wie Unternehmer erheblich 
erhöhen. Sowohl die Verbraucher als auch die Unterneh­
mer sollten sich auf einen einheitlichen Rechtsrahmen 
stützen können, der auf eindeutig definierten Rechtskon­
zepten basiert und bestimmte Aspekte von Verträgen 
zwischen Unternehmen und Verbrauchern unionsweit re­
gelt. Durch eine solche Harmonisierung sollte es zur Be­
seitigung der sich aus der Rechtszersplitterung ergeben­
den Hindernisse und zur Vollendung des Binnenmarkts 
auf diesem Gebiet kommen. Die betreffenden Hindernisse 
lassen sich nur durch die Einführung einheitlicher Rechts­
vorschriften auf Unionsebene abbauen. Darüber hinaus 
sollten die Verbraucher in den Genuss eines hohen, ein­
heitlichen Verbraucherschutzniveaus in der gesamten 
Union kommen. 

(8) Die zu harmonisierenden Aspekte der Regelungen sollten 
nur Verträge zwischen Unternehmern und Verbrauchern 
betreffen. Deshalb sollte diese Richtlinie die innerstaatli­
chen Rechtsvorschriften über Arbeitsverträge und Ver­
träge auf dem Gebiet des Erb-, Familien- und Gesell­
schaftsrechts unberührt lassen. 

(9) Diese Richtlinie enthält Bestimmungen über Informatio­
nen, die bei Fernabsatzverträgen, außerhalb von Ge­
schäftsräumen geschlossenen Verträgen sowie anderen 
Verträgen als Fernabsatzverträgen und außerhalb von Ge­
schäftsräumen geschlossenen Verträgen bereitgestellt wer­
den müssen. Diese Richtlinie regelt auch das Widerrufs­
recht bei Verträgen, die im Fernabsatz oder außerhalb 
von Geschäftsräumen abgeschlossen werden, und harmo­
nisiert bestimmte Vorschriften in Bezug auf die Erfüllung 
und einige andere Aspekte von Verträgen zwischen Un­
ternehmen und Verbrauchern. 

(10) Diese Richtlinie sollte die Verordnung (EG) Nr. 593/2008 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 
2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse an­
zuwendende Recht (Rom I) ( 1 ) unberührt lassen. 

(11) Diese Richtlinie sollte die Vorschriften der Union zu spe­
zifischen Bereichen, beispielsweise Humanarzneimittel, 
Medizinprodukte, Datenschutz bei der elektronischen 
Kommunikation, Patientenrechte in der grenzüberschrei­
tenden Gesundheitsversorgung, Lebensmittelkennzeich­
nung und Elektrizitäts- und Erdgasbinnenmarkt, unbe­
rührt lassen. 

(12) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Informationspflich­
ten sollten die Informationspflichten nach der Richtlinie 
2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im 
Binnenmarkt ( 2 ) und nach der Richtlinie 2000/31/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 
2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste 
der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektro­
nischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie 
über den elektronischen Geschäftsverkehr“) ( 3 ) ergänzen. 
Die Mitgliedstaaten sollten weiterhin die Möglichkeit ha­
ben, den in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen Dienst­
leistungserbringern zusätzliche Informationspflichten auf­
zuerlegen. 

(13) Die Mitgliedstaaten sollten im Einklang mit dem Unions­
recht weiterhin befugt sein, diese Richtlinie auf Bereiche 
anzuwenden, die nicht in deren Anwendungsbereich fal­
len. Die Mitgliedstaaten können daher den Bestimmun­
gen oder einigen Bestimmungen dieser Richtlinie entspre­
chende nationale Rechtsvorschriften für Verträge, die 
nicht in den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen, bei­
behalten oder einführen. So können die Mitgliedstaaten 
beispielsweise beschließen, die Anwendung dieser Richt­
linie auf juristische oder natürliche Personen auszudeh­
nen, die keine „Verbraucher“ im Sinne dieser Richtlinie 
sind, beispielsweise Nichtregierungsorganisationen, neu 
gegründete oder kleine und mittlere Unternehmen. Des­
gleichen können Mitgliedstaaten die Vorschriften dieser 
Richtlinie auf Verträge anwenden, die keine „Fernabsatz­
verträge“ im Sinne dieser Richtlinie sind, etwa weil sie 
nicht im Rahmen eines für den Fernabsatz organisierten 
Vertriebs- bzw. Dienstleistungssystems abgeschlossen 
werden. Darüber hinaus können die Mitgliedstaaten 
auch nationale Rechtsvorschriften zu Themen beibehalten 
oder einführen, die in dieser Richtlinie nicht speziell be­
handelt werden, beispielsweise zusätzliche Vorschriften 
über Kaufverträge, auch im Hinblick auf die Lieferung 
von Waren oder auf Anforderungen bezüglich der Bereit­
stellung von Informationen während der Laufzeit eines 
Vertrags. 

(14) Diese Richtlinie sollte das innerstaatliche Vertragsrecht 
unberührt lassen, soweit vertragsrechtliche Aspekte durch 
diese Richtlinie nicht geregelt werden. Deshalb sollte 
diese Richtlinie keine Wirkung auf nationale Rechtsvor­
schriften haben, die beispielsweise den Abschluss oder die 
Gültigkeit von Verträgen (zum Beispiel im Fall einer feh­
lenden Einigung) betreffen. Desgleichen sollte diese Richt­
linie nationale Rechtsvorschriften in Bezug auf die all­
gemeinen vertraglichen Rechtsbehelfe, die Vorschriften 
des allgemeinen Wirtschaftsrechts (beispielsweise Vor­
schriften über überhöhte Preise oder Wucherpreise) und 
die Vorschriften über sittenwidrige Rechtsgeschäfte unbe­
rührt lassen.
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(15) Durch diese Richtlinie sollten die sprachlichen Anforde­
rungen für Verbraucherverträge nicht harmonisiert wer­
den. Die Mitgliedstaaten können daher sprachliche An­
forderungen in Bezug auf die Vertragsinformationen und 
die Vertragsklauseln in ihrem nationalen Recht beibehal­
ten oder einführen. 

(16) Diese Richtlinie sollte die nationalen Rechtsvorschriften 
über die gesetzliche Vertretung, wie z. B. die Vorschriften 
zu der Person, die im Namen des Unternehmers oder auf 
dessen Rechnung handelt (beispielsweise ein Handelsver­
treter oder ein Treuhänder), unberührt lassen. Auf diesem 
Gebiet sollten die Mitgliedstaaten zuständig bleiben. Diese 
Richtlinie sollte für alle Unternehmer im öffentlich-recht­
lichen und im privaten Sektor gelten. 

(17) Die Definition des Verbrauchers sollte natürliche Per­
sonen, die außerhalb ihrer gewerblichen, geschäftlichen, 
handwerklichen oder beruflichen Tätigkeit handeln, um­
fassen. Wird der Vertrag jedoch teilweise für gewerbliche 
und teilweise für nichtgewerbliche Zwecke abgeschlossen 
(Verträge mit doppeltem Zweck) und ist der gewerbliche 
Zweck im Gesamtzusammenhang des Vertrags nicht 
überwiegend, so sollte diese Person auch als Verbraucher 
betrachtet werden. 

(18) Diese Richtlinie berührt nicht das Recht der Mitgliedstaa­
ten, im Einklang mit dem Unionsrecht festzulegen, wel­
che Leistungen sie als von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse erachten, wie diese Dienstleistungen unter Be­
achtung der Vorschriften über staatliche Beihilfen organi­
siert und finanziert werden sollten und welchen spezi­
fischen Verpflichtungen sie unterliegen sollten. 

(19) „Digitale Inhalte“ bezeichnet Daten, die in digitaler Form 
hergestellt und bereitgestellt werden, wie etwa Computer­
programme, Anwendungen (Apps), Spiele, Musik, Videos 
oder Texte, unabhängig davon, ob auf sie durch Herun­
terladen oder Herunterladen in Echtzeit (Streaming), von 
einem körperlichen Datenträger oder in sonstiger Weise 
zugegriffen wird. Verträge über die Bereitstellung von 
digitalen Inhalten sollten in den Geltungsbereich dieser 
Richtlinie fallen. Werden digitale Inhalte auf einem kör­
perlichen Datenträger wie einer CD oder einer DVD be­
reitgestellt, sollten diese als Waren im Sinne dieser Richt­
linie betrachtet werden. Vergleichbar mit Verträgen über 
die Lieferung von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie 
nicht in einem begrenzten Volumen oder in einer be­
stimmten Menge zum Verkauf angeboten werden, oder 
über die Lieferung von Fernwärme, sollten Verträge über 
digitale Inhalte, die nicht auf einem körperlichen Daten­
träger bereitgestellt werden, für die Zwecke dieser Richt­
linie weder als Kaufverträge noch als Dienstleistungsver­
träge betrachtet werden. Für derartige Verträge sollte der 
Verbraucher ein Widerrufsrecht haben, es sei denn, er hat 
während der Widerrufsfrist dem Beginn der Vertragserfül­
lung zugestimmt und zur Kenntnis genommen, dass er 
infolgedessen sein Widerrufsrecht verliert. Über die all­
gemeinen Informationspflichten hinaus sollte der Unter­
nehmer den Verbraucher über die Funktionsweise und — 
soweit wesentlich — die Interoperabilität digitaler Inhalte 
informieren. Der Begriff der Funktionsweise sollte sich 
darauf beziehen, wie digitale Inhalte verwendet werden 

können, etwa für die Nachverfolgung des Verhaltens des 
Verbrauchers; er sollte sich auch auf das Vorhandensein 
bzw. Nichtvorhandensein von technischen Beschränkun­
gen wie den Schutz mittels digitaler Rechteverwaltung 
oder Regionalcodierung beziehen. Der Begriff der wesent­
lichen Interoperabilität beschreibt die Information in Be­
zug auf die standardmäßige Umgebung an Hard- und 
Software, mit der die digitalen Inhalte kompatibel sind, 
etwa das Betriebssystem, die notwendige Version und 
bestimmte Eigenschaften der Hardware. Die Kommission 
sollte prüfen, inwieweit für digitale Inhalte eine weitere 
Harmonisierung der Bestimmungen erforderlich ist, und 
gegebenenfalls einen entsprechenden Gesetzgebungsvor­
schlag vorlegen. 

(20) Die Begriffsbestimmung von Fernabsatzverträgen sollte 
alle Fälle erfassen, in denen ein Vertrag zwischen einem 
Unternehmer und einem Verbraucher im Rahmen eines 
für die Lieferung im Fernvertrieb organisierten Verkaufs- 
oder Dienstleistungserbringungssystems geschlossen wird, 
wobei bis einschließlich zum Zeitpunkt des Vertrags­
abschlusses ausschließlich ein oder mehrere Fernkom­
munikationsmittel verwendet wird/werden (z.B. Bestel­
lung per Post, Internet, Telefon oder Fax). Diese Begriffs­
bestimmung sollte auch Situationen erfassen, in denen 
der Verbraucher die Geschäftsräume lediglich zum Zwe­
cke der Information über die Waren oder Dienstleistun­
gen aufsucht und anschließend den Vertrag aus der Ferne 
verhandelt und abschließt. Im Gegensatz dazu sollte ein 
Vertrag, der in den Geschäftsräumen eines Unternehmers 
verhandelt und letztendlich über ein Fernkommunikati­
onsmittel geschlossen wird, nicht als Fernabsatzvertrag 
gelten. Desgleichen sollte ein Vertrag, der über ein Fern­
kommunikationsmittel angebahnt und letztendlich in den 
Geschäftsräumen des Unternehmers geschlossen wird, 
nicht als Fernabsatzvertrag gelten. Desgleichen sollte der 
Begriff des Fernabsatzvertrags auch keine Reservierungen 
eines Verbrauchers über ein Fernkommunikationsmittel 
im Hinblick auf die Dienstleistung eines Fachmanns, 
wie beispielsweise im Fall eines Telefonanrufs eines Ver­
brauchers zur Terminvereinbarung mit einem Friseur, 
einschließen. Der Begriff eines für die Lieferung im Fern­
absatz organisierten Vertriebs- bzw. Dienstleistungs­
erbringungsystems sollte von einem Dritten angebotene 
Fernabsatz- oder Dienstleistungssysteme erfassen, die von 
Unternehmern verwendet werden, wie etwa eine Online- 
Plattform. Der Begriff sollte jedoch nicht Fälle erfassen, in 
denen Webseiten lediglich Informationen über den Un­
ternehmer, seine Waren und/oder Dienstleistungen und 
seine Kontaktdaten anbieten. 

(21) Ein außerhalb von Geschäftsräumen geschlossener Ver­
trag sollte definiert werden als ein Vertrag, der bei gleich­
zeitiger körperlicher Anwesenheit des Unternehmers und 
des Verbrauchers an einem Ort, der nicht zu den Ge­
schäftsräumen des Unternehmers gehört, geschlossen 
wird, also beispielsweise in der Wohnung oder am Ar­
beitsplatz des Verbrauchers. Außerhalb von Geschäftsräu­
men steht der Verbraucher möglicherweise psychisch un­
ter Druck oder ist einem Überraschungsmoment aus­
gesetzt, wobei es keine Rolle spielt, ob der Verbraucher 
den Besuch des Unternehmers herbeigeführt hat oder 
nicht. Die Begriffsbestimmung für außerhalb von Ge­
schäftsräumen geschlossene Verträge sollte auch Situatio­
nen einschließen, in denen der Verbraucher außerhalb
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von Geschäftsräumen persönlich und individuell an­
gesprochen wird, der Vertrag aber unmittelbar danach 
in den Geschäftsräumen des Unternehmers oder über 
Fernkommunikationsmittel geschlossen wird. Die Be­
griffsbestimmung für außerhalb von Geschäftsräumen ge­
schlossene Verträge sollte nicht Situationen umfassen, in 
denen der Unternehmer zunächst in die Wohnung des 
Verbrauchers kommt, um ohne jede Verpflichtung des 
Verbrauchers lediglich Maße aufzunehmen oder eine 
Schätzung vorzunehmen, und der Vertrag danach erst 
zu einem späteren Zeitpunkt in den Geschäftsräumen 
des Unternehmers oder mittels Fernkommunikationsmit­
tel auf der Grundlage der Schätzung des Unternehmers 
abgeschlossen wird. In diesen Fällen ist nicht davon aus­
zugehen, dass der Vertrag unmittelbar, nachdem der Un­
ternehmer den Verbraucher angesprochen hat, geschlos­
sen worden ist, wenn der Verbraucher Zeit gehabt hatte, 
vor Vertragsabschluss über die Schätzung des Unterneh­
mers nachzudenken. Käufe während eines vom Unter­
nehmer organisierten Ausflugs, in dessen Verlauf die er­
worbenen Erzeugnisse beworben und zum Verkauf ange­
boten werden, sollten als außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossene Verträge gelten. 

(22) Als Geschäftsräume sollten alle Arten von Räumlichkei­
ten (wie Geschäfte, Stände oder Lastwagen) gelten, an 
denen der Unternehmer sein Gewerbe ständig oder ge­
wöhnlich ausübt. Markt- und Messestände sollten als Ge­
schäftsräume behandelt werden, wenn sie diese Bedin­
gung erfüllen. Verkaufsstätten, in denen der Unternehmer 
seine Tätigkeit saisonal ausübt, beispielsweise während 
der Fremdenverkehrssaison an einem Skiort oder See­
badeort, sollten als Geschäftsräume angesehen werden, 
wenn der Unternehmer seine Tätigkeit in diesen Ge­
schäftsräumen für gewöhnlich ausübt. Der Öffentlichkeit 
zugängliche Orte wie Straßen, Einkaufszentren, Strände, 
Sportanlagen und öffentliche Verkehrsmittel, die der Un­
ternehmer ausnahmsweise für seine Geschäftstätigkeiten 
nutzt, sowie Privatwohnungen oder Arbeitsplätze sollten 
nicht als Geschäftsräume gelten. Die Geschäftsräume ei­
ner Person, die im Namen oder für Rechnung des Unter­
nehmers gemäß dieser Richtlinie handelt, sollten als Ge­
schäftsräume im Sinne dieser Richtlinie gelten. 

(23) Dauerhafte Datenträger sollten es dem Verbraucher er­
möglichen, Informationen so lange zu speichern, wie es 
für den Schutz seiner Interessen in den Beziehungen zum 
Unternehmer erforderlich ist. Zu diesen dauerhaften Da­
tenträgern sollten insbesondere Papier, USB-Sticks, CD- 
ROMs, DVDs, Speicherkarten oder die Festplatten von 
Computern sowie E-Mails gehören. 

(24) Bei einer öffentlichen Versteigerung sind Unternehmer 
und Verbraucher persönlich anwesend oder erhalten die 
Möglichkeit, bei ihr persönlich anwesend zu sein. Die 
Waren oder Dienstleistungen werden dem Verbraucher 
vom Unternehmer im Rahmen eines in einigen Mitglied­
staaten gesetzlich zugelassenen Bieterverfahrens öffentlich 
zum Kauf angeboten. Die Person, die den Zuschlag er­
hält, ist zum Erwerb der Waren oder Dienstleistungen 
verpflichtet. Die Verwendung von Online-Plattformen, 
die Verbrauchern und Unternehmern zu Versteigerungs­
zwecken zur Verfügung stehen, sollte nicht als öffentliche 
Versteigerung im Sinne dieser Richtlinie gelten. 

(25) Verträge im Zusammenhang mit Fernwärme sollten in 
den Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen, ähnlich wie 
Verträge über die Lieferung von Wasser, Gas oder Strom. 
Fernwärme ist in einer zentralen Anlage erzeugte Wärme, 
unter anderem in Form von Dampf oder Heißwasser, die 
über ein Rohrleitungs- und Verteilungsnetz einer Vielzahl 
von Wärmeverbrauchern zu Heizzwecken zugeführt 
wird. 

(26) Verträge über die Übertragung von Immobilien oder von 
Rechten an Immobilien oder die Begründung oder den 
Erwerb solcher Immobilien oder Rechte, Verträge über 
den Bau von neuen Gebäuden oder über erhebliche Um­
baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden sowie über 
die Vermietung von Wohnraum sind bereits Gegenstand 
einer Reihe spezifischer einzelstaatlicher Rechtsvorschrif­
ten. Zu diesen Verträgen gehören beispielsweise der Ver­
kauf noch zu bebauender Liegenschaften und der Miet­
kauf. Die in dieser Richtlinie enthaltenen Bestimmungen 
eignen sich nicht für diese Verträge, welche daher vom 
Geltungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen werden 
sollten. Erhebliche Umbaumaßnahmen sind solche, die 
dem Bau eines neuen Gebäudes vergleichbar sind, bei­
spielsweise Baumaßnahmen, bei denen nur die Fassade 
eines alten Gebäudes erhalten bleibt. Dienstleistungsver­
träge insbesondere im Zusammenhang mit der Errich­
tung von Anbauten an Gebäude (z. B. dem Anbau einer 
Garage oder eines Wintergartens) und im Zusammen­
hang mit der Instandsetzung und Renovierung von Ge­
bäuden, die keine erheblichen Umbauarbeiten darstellen, 
wie auch Verträge über Dienstleistungen von Immobilien­
maklern und über die Vermietung von Räumen für an­
dere als Wohnzwecke sollten unter diese Richtlinie fallen. 

(27) Beförderungsdienstleistungen schließen die Beförderung 
von Personen und die Beförderung von Gütern ein. Die 
Beförderung von Personen sollte vom Geltungsbereich 
dieser Richtlinie ausgenommen sein, weil sie bereits im 
Rahmen anderer Unionsvorschriften geregelt wird, bezie­
hungsweise, was den öffentlichen Verkehr und Taxis be­
trifft, auf nationaler Ebene geregelt ist. Die in dieser 
Richtlinie enthaltenen Vorschriften zum Schutz des Ver­
brauchers gegen überhöhte Entgelte für die Verwendung 
bestimmter Zahlungsmittel oder gegen versteckte Kosten 
sollten jedoch auch auf Personenbeförderungsverträge 
Anwendung finden. In Bezug auf die Beförderung von 
Gütern und die Vermietung von Kraftfahrzeugen, sofern 
diese Dienstleistungen darstellen, sollten Verbraucher mit 
Ausnahme des Widerrufsrechts durch diese Richtlinie ge­
schützt werden. 

(28) Um Verwaltungsaufwand für Unternehmer zu vermeiden, 
können die Mitgliedstaaten beschließen, diese Richtlinie 
nicht auf Fälle anzuwenden, in denen Waren oder Dienst­
leistungen von geringem Wert außerhalb von Geschäfts­
räumen verkauft werden. Der Schwellenbetrag sollte so 
niedrig festgesetzt werden, dass nur Geschäfte von gerin­
ger Bedeutung ausgeschlossen werden. Den Mitgliedstaa­
ten sollte es gestattet sein, diesen Schwellenwert in ihrem 
nationalen Recht festzusetzen; er darf aber 50 EUR nicht 
überschreiten. Werden zwei oder mehr Verträge, die in 
Bezug auf ihren Gegenstand zusammenhängen, vom Ver­
braucher gleichzeitig geschlossen, so sollten deren Ge­
samtkosten für diesen Schwellenwert maßgebend sein.
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(29) Sozialdienstleistungen haben grundlegend unterschiedli­
che Merkmale, die in sektorspezifischer Gesetzgebung, 
zum Teil auf Unionsebene und zum Teil auf einzelstaat­
licher Ebene, ihren Niederschlag finden. Zu den Sozial­
dienstleistungen gehören zum einen Dienstleistungen für 
besonders benachteiligte oder einkommensschwache Per­
sonen sowie Dienstleistungen für Personen und Familien, 
die bei routinemäßigen Handlungen und alltäglichen Ver­
richtungen auf Hilfe angewiesen sind, und zum anderen 
Dienstleistungen für alle Menschen, die in einer besonde­
ren Phase ihres Lebens Hilfe, Unterstützung, Schutz oder 
Zuspruch benötigen. Zu den Sozialdienstleistungen gehö­
ren unter anderem Dienstleistungen für Kinder und Ju­
gendliche, Dienstleistungen zur Unterstützung von Fami­
lien, Alleinerziehenden und älteren Menschen sowie 
Dienstleistungen für Migranten. Sozialdienstleistungen 
schließen sowohl Dienstleistungen der Kurzzeit- als 
auch der Langzeitpflege ein, die beispielsweise von häus­
lichen Pflegediensten, im Rahmen von betreuten Wohn­
formen und in Wohnheimen oder -stätten („Pflegehei­
men“) erbracht werden. Zu den Sozialdienstleistungen 
zählen nicht nur staatliche Sozialdienstleistungen, die 
auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene durch staat­
lich beauftragte Dienstleister oder staatlich anerkannte 
Hilfsorganisationen geleistet werden, sondern auch Sozi­
aldienstleistungen privater Anbieter. Die Bestimmungen 
dieser Richtlinie eignen sich nicht für Sozialdienstleistun­
gen; diese sollten daher vom Geltungsbereich dieser 
Richtlinie ausgenommen werden. 

(30) Für die Gesundheitsversorgung sind wegen ihrer tech­
nischen Komplexität, ihrer Bedeutung als Dienst von all­
gemeinem Interesse und ihrer weitgehenden öffentlichen 
Finanzierung besondere Regelungen erforderlich. Die Ge­
sundheitsversorgung ist in der Richtlinie 2011/24/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 
2011 über die Ausübung der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung ( 1 ) de­
finiert als „Gesundheitsdienstleistungen, die von Angehö­
rigen der Gesundheitsberufe gegenüber Patienten erbracht 
werden, um deren Gesundheitszustand zu beurteilen, zu 
erhalten oder wiederherzustellen, einschließlich der Ver­
schreibung, Abgabe und Bereitstellung von Arzneimitteln 
und Medizinprodukten“. Ein Angehöriger der Gesund­
heitsberufe ist in dieser Richtlinie definiert als ein Arzt, 
eine Krankenschwester oder ein Krankenpfleger für all­
gemeine Pflege, ein Zahnarzt, eine Hebamme oder ein 
Apotheker im Sinne der Richtlinie 2005/36/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 
2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen ( 2 ) 
oder eine andere Fachkraft, die im Gesundheitsbereich 
Tätigkeiten ausübt, die einem reglementierten Beruf im 
Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG vorbehalten sind, oder eine Person, die nach 
den Rechtsvorschriften des Behandlungsmitgliedstaats als 
Angehöriger der Gesundheitsberufe gilt. Die Bestimmun­
gen dieser Richtlinie eignen sich nicht für die Gesund­
heitsversorgung; diese sollte daher vom Geltungsbereich 
dieser Richtlinie ausgenommen werden. 

(31) Glücksspiele sollten vom Geltungsbereich dieser Richt­
linie ausgenommen werden. Glücksspiele sind Spiele, 
bei denen ein geldwerter Einsatz verlangt wird, ein­
schließlich Lotterien, Glücksspiele in Spielkasinos und 

Wetten. Mitgliedstaaten sollten andere, auch strengere 
Verbraucherschutzmaßnahmen in Bezug auf diese Tätig­
keiten einführen können. 

(32) Das geltende Unionsrecht unter anderem über Finanz­
dienstleistungen für Verbraucher, Pauschalreisen und Teil­
zeitnutzungsverträge enthält zahlreiche Verbraucher­
schutzbestimmungen. Deshalb sollte diese Richtlinie für 
Verträge in diesen Bereichen nicht gelten. Was Finanz­
dienstleistungen betrifft, sollten die Mitgliedstaaten ermu­
tigt werden, sich bei der Schaffung von neuen Rechts­
vorschriften in nicht auf Unionsebene geregelten Berei­
chen von den maßgeblichen bestehenden Rechtsvor­
schriften der Union in diesem Bereich anregen zu lassen, 
so dass gleiche Ausgangsbedingungen für alle Verbrau­
cher und alle Verträge über Finanzdienstleistungen ge­
währleistet sind. 

(33) Der Unternehmer sollte verpflichtet sein, den Verbrau­
cher im Voraus über etwaige Geschäftsmodalitäten zu 
informieren, die dazu führen, dass der Verbraucher dem 
Unternehmer eine Kaution zahlt; dazu gehören auch Mo­
dalitäten, bei denen ein Betrag auf der Kredit- oder De­
bitkarte des Verbrauchers gesperrt wird. 

(34) Bevor der Verbraucher durch einen Fernabsatzvertrag 
oder einen außerhalb von Geschäftsräumen geschlosse­
nen Vertrag, durch einen anderen als einen Fernabsatz­
vertrag oder außerhalb von Geschäftsräumen geschlosse­
nen Vertrag oder ein entsprechendes Vertragsangebot ge­
bunden ist, sollte der Unternehmer den Verbraucher in 
klarer und verständlicher Weise informieren. Bei der Be­
reitstellung dieser Informationen sollte der Unternehmer 
den besonderen Bedürfnissen von Verbrauchern Rech­
nung tragen, die aufgrund ihrer geistigen oder körper­
lichen Behinderung, ihrer psychischen Labilität, ihres Al­
ters oder ihrer Leichtgläubigkeit in einer Weise besonders 
schutzbedürftig sind, die für den Unternehmer vernünfti­
gerweise erkennbar ist. Die Berücksichtigung dieser be­
sonderen Bedürfnisse sollte jedoch nicht zu unterschied­
lichen Verbraucherschutzniveaus führen. 

(35) Die dem Verbraucher vom Unternehmer zur Verfügung 
zu stellenden Informationen sollten obligatorisch sein 
und sollten nicht geändert werden. Dennoch sollten die 
Vertragsparteien eine ausdrückliche Vereinbarung über 
die Änderung des Inhalts des anschließend abgeschlosse­
nen Vertrags, etwa hinsichtlich der Lieferbedingungen, 
abschließen können. 

(36) Bei Fernabsatzverträgen sollten die Informationspflichten 
so angepasst werden, dass den technischen Beschränkun­
gen, denen bestimmte Medien unterworfen sind, Rech­
nung getragen werden kann, wie zum Beispiel der be­
schränkten Anzahl der Zeichen auf bestimmten Displays 
von Mobiltelefonen oder dem Zeitrahmen für Wer­
bespots im Fernsehen. In diesen Fällen sollte sich der 
Unternehmer an Mindestanforderungen hinsichtlich der 
Information halten und den Verbraucher an eine andere 
Informationsquelle verweisen, beispielsweise durch An­
gabe einer gebührenfreien Telefonnummer oder eines Hy­
pertext-Links zu einer Webseite des Unternehmers, auf 
der die einschlägigen Informationen unmittelbar abrufbar 
und leicht zugänglich sind. Die Pflicht zur Information 
darüber, dass der Verbraucher die Kosten für die Rück­
sendung der Waren zu tragen hat, wenn die Waren auf­
grund ihrer Beschaffenheit nicht auf dem normalen Post­
weg zurückgesendet werden können, gilt als erfüllt, wenn
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der Unternehmer etwa einen Beförderer (beispielsweise 
den, den er mit der Warenlieferung beauftragt hat) und 
einen Preis für die Rücksendung der Waren angibt. In 
den Fällen, in denen die Kosten für die Rücksendung 
der Waren vom Unternehmer vernünftigerweise nicht 
im Voraus berechnet werden können, beispielsweise 
weil der Unternehmer nicht anbietet, die Rücksendung 
der Waren selbst zu organisieren, sollte der Unternehmer 
erklären, dass Kosten zu entrichten sind und diese Kosten 
hoch sein können, einschließlich einer vernünftigen 
Schätzung der Höchstkosten, die auf den Kosten der Lie­
ferung an den Verbraucher basieren könnte. 

(37) Da der Verbraucher im Versandhandel die Waren nicht 
sehen kann, bevor er den Vertrag abschließt, sollte ihm 
ein Widerrufsrecht zustehen. Aus demselben Grunde 
sollte dem Verbraucher gestattet werden, die Waren, die 
er gekauft hat, zu prüfen und zu untersuchen, um die 
Beschaffenheit, die Eigenschaften und die Funktionsweise 
der Waren festzustellen. Bei außerhalb von Geschäftsräu­
men geschlossenen Verträgen sollte dem Verbraucher 
aufgrund des möglichen Überraschungsmoments und/ 
oder psychologischen Drucks das Recht auf Widerruf zu­
stehen. Der Widerruf des Vertrags sollte die Verpflichtung 
der Parteien beenden, den Vertrag zu erfüllen. 

(38) Auf den Webseiten für den elektronischen Geschäftsver­
kehr sollte spätestens bei Beginn des Bestellvorgangs klar 
und deutlich angegeben werden, ob Lieferbeschränkun­
gen bestehen und welche Zahlungsarten akzeptiert wer­
den. 

(39) Es ist wichtig, dass sichergestellt wird, dass die Verbrau­
cher bei Fernabsatzverträgen, die über Webseiten abge­
schlossen werden, in der Lage sind, die Hauptbestandteile 
des Vertrags vor Abgabe ihrer Bestellung vollständig zu 
lesen und zu verstehen. Zu diesem Zweck sollte in dieser 
Richtlinie dafür Sorge getragen werden, dass diese Ver­
tragsbestandteile in unmittelbarer Nähe der für die Ab­
gabe der Bestellung erforderlichen Bestätigung angezeigt 
werden. Es ist außerdem wichtig, in Situationen dieser 
Art sicherzustellen, dass die Verbraucher den Zeitpunkt 
erkennen, zu dem sie gegenüber dem Unternehmer eine 
Zahlungsverpflichtung eingehen. Aus diesem Grunde 
sollte die Aufmerksamkeit der Verbraucher durch eine 
unmissverständliche Formulierung auf die Tatsache ge­
lenkt werden, dass die Abgabe der Bestellung eine Zah­
lungsverpflichtung gegenüber dem Unternehmer zur 
Folge hat. 

(40) Der Umstand, dass die Widerrufsfristen derzeit sowohl 
zwischen verschiedenen Mitgliedstaaten als auch zwi­
schen Verträgen im Fernabsatz und außerhalb von Ge­
schäftsräumen geschlossenen Verträgen unterschiedlich 
lang sind, verursacht Rechtsunsicherheit und Kosten. 
Die Widerrufsfrist sollte deshalb für sämtliche im Fern­
absatz und außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene 
Verträge dieselbe sein. Bei Dienstleistungsverträgen sollte 
die Widerrufsfrist 14 Tage nach dem Vertragsabschluss 
enden. Bei Kaufverträgen sollte die Widerrufsfrist 14 Tage 
nach dem Tag enden, an dem der Verbraucher oder ein 
von ihm benannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, 
in den Besitz der Waren gelangt. Zudem sollte der Ver­
braucher das Widerrufsrecht ausüben können, bevor die 
Waren physisch in Empfang genommen werden. Wenn 

der Verbraucher mehrere Waren in einer Bestellung be­
stellt, diese dann jedoch getrennt geliefert werden, sollte 
die Widerrufsfrist 14 Tage nach dem Tag enden, an dem 
der Verbraucher in den Besitz der zuletzt gelieferten 
Ware gelangt. Werden Waren in mehreren Partien oder 
Teilen geliefert, so sollte die Widerrufsfrist 14 Tage nach 
dem Tag enden, an dem der Verbraucher den Besitz an 
der letzten Partie oder dem letzten Teil erlangt. 

(41) Zur Gewährleistung der Rechtssicherheit ist es zweck­
mäßig, die Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 
des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung der Regeln 
für die Fristen, Daten und Termine ( 1 ) auf die Berechnung 
der in dieser Richtlinie genannten Fristen anzuwenden. 
Deshalb sollten alle in dieser Richtlinie genannten Fristen 
als in Kalendertagen ausgedrückt zu verstehen sein. Ist für 
den Anfang einer nach Tagen bemessenen Frist der Zeit­
punkt maßgebend, zu dem ein Ereignis eintritt oder eine 
Handlung vorgenommen wird, so sollte bei der Berech­
nung dieser Frist der Tag nicht mitgerechnet werden, auf 
den das Ereignis oder die Handlung fällt. 

(42) Die Bestimmungen zum Widerrufsrecht sollten die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Beendigung oder die Unwirksamkeit eines Ver­
trags oder die Möglichkeit eines Verbrauchers, seine ver­
traglichen Verpflichtungen vor der in dem Vertrag fest­
gesetzten Frist zu erfüllen, unberührt lassen. 

(43) Wurde der Verbraucher vor dem Abschluss eines Fern­
absatzvertrags oder außerhalb von Geschäftsräumen ge­
schlossenen Vertrags vom Unternehmer nicht angemes­
sen informiert, so sollte sich die Widerrufsfrist verlän­
gern. Damit jedoch Rechtssicherheit bezüglich der Dauer 
der Widerrufsfrist gewährleistet ist, sollte eine Begren­
zung der Frist auf zwölf Monate eingeführt werden. 

(44) Durch Unterschiede in der Art und Weise der Ausübung 
des Widerrufsrechts in den Mitgliedstaaten sind den im 
grenzüberschreitenden Handel tätigen Unternehmern 
Kosten entstanden. Die Einführung eines harmonisierten 
Musterformulars für den Widerruf, das der Verbraucher 
benutzen kann, sollte das Widerrufsverfahren verein­
fachen und für Rechtssicherheit sorgen. Aus diesen Grün­
den sollten die Mitgliedstaaten über das unionsweit ein­
heitliche Musterformular hinaus keine weiteren Anforde­
rungen an die optische Gestaltung des Widerrufs — etwa 
in Bezug auf die Schriftgröße — stellen. Dem Verbrau­
cher sollte es jedoch nach wie vor freistehen, den Vertrag 
mit seinen eigenen Worten zu widerrufen, vorausgesetzt, 
seine an den Unternehmer gerichtete Erklärung, aus der 
seine Widerrufsentscheidung hervorgeht, ist unmissver­
ständlich. Diese Anforderung könnte durch einen Brief, 
einen Telefonanruf oder durch die Rücksendung der Wa­
ren, begleitet von einer deutlichen Erklärung, erfüllt sein; 
die Beweislast, dass der Widerruf innerhalb der in der 
Richtlinie festgelegten Fristen erfolgt ist, sollte jedoch 
dem Verbraucher obliegen. Aus diesem Grund ist es im 
Interesse des Verbrauchers, für die Mitteilung des Wider­
rufs an den Unternehmer einen dauerhaften Datenträger 
zu verwenden.
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(45) Da erfahrungsgemäß viele Verbraucher und Unternehmer 
die Kommunikation über die Webseite des Unternehmers 
vorziehen, sollte Letzterer die Möglichkeit haben, den 
Verbrauchern ein Web-Musterformular für den Widerruf 
zur Verfügung zu stellen. In diesem Fall sollte der Unter­
nehmer den Eingang des Widerrufs unverzüglich bestäti­
gen, beispielsweise per E-Mail. 

(46) Falls der Verbraucher den Vertrag widerruft, sollte der 
Unternehmer alle Zahlungen, die er vom Verbraucher 
erhalten hat, erstatten; hierzu gehören auch Zahlungen 
für Aufwendungen des Unternehmers im Zusammenhang 
mit der Lieferung der Waren an den Verbraucher. Die 
Erstattung sollte nicht in Form eines Gutscheins erfolgen, 
es sei denn, der Verbraucher hat für die ursprüngliche 
Transaktion Gutscheine verwendet oder diese ausdrück­
lich akzeptiert. Wenn der Verbraucher ausdrücklich eine 
bestimmte Art der Lieferung gewählt hat (zum Beispiel 
eine Expresslieferung innerhalb von 24 Stunden), obwohl 
der Unternehmer eine normale und allgemein akzeptable 
Art der Lieferung angeboten hatte, die geringere Liefer­
kosten verursacht hätte, sollte der Verbraucher den Kos­
tenunterschied zwischen diesen beiden Arten der Liefe­
rung tragen. 

(47) Manche Verbraucher üben ihr Widerrufsrecht aus, nach­
dem sie die Waren in einem größeren Maß genutzt ha­
ben, als zur Feststellung ihrer Beschaffenheit, ihrer Eigen­
schaften und ihrer Funktionsweise nötig gewesen wäre. In 
diesem Fall sollte der Verbraucher das Widerrufsrecht 
nicht verlieren, sollte aber für einen etwaigen Wertverlust 
der Waren haften. Wenn er Beschaffenheit, Eigenschaften 
und Funktionsweise der Waren feststellen will, sollte der 
Verbraucher mit ihnen nur so umgehen und sie nur so in 
Augenschein nehmen, wie er das in einem Geschäft tun 
dürfte. So sollte der Verbraucher beispielsweise ein Klei­
dungsstück nur anprobieren, nicht jedoch tragen dürfen. 
Der Verbraucher sollte die Waren daher während der 
Widerrufsfrist mit der gebührenden Sorgfalt behandeln 
und in Augenschein nehmen. Die Verpflichtungen des 
Verbrauchers im Falle des Widerrufs sollten den Verbrau­
cher nicht davon abhalten, sein Widerrufsrecht aus­
zuüben. 

(48) Der Verbraucher sollte verpflichtet sein, die Waren spä­
testens 14 Tage nach dem Tag zurückzusenden, an dem 
er den Unternehmer über seinen Widerruf informiert hat. 
Erfüllt der Unternehmer oder der Verbraucher die Ver­
pflichtungen im Zusammenhang mit der Ausübung des 
Widerrufsrechts nicht, so sollten Sanktionen, die gemäß 
dieser Richtlinie in innerstaatlichen Vorschriften festgelegt 
sind, sowie vertragsrechtliche Bestimmungen zur Anwen­
dung gelangen. 

(49) Es sollten sowohl für Fernabsatzverträge als auch für 
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge 
bestimmte Ausnahmen vom Widerrufsrecht gelten. Ein 
Widerrufsrecht könnte beispielsweise in Anbetracht der 
Beschaffenheit bestimmter Waren oder Dienstleistungen 
unzweckmäßig sein. Dies gilt beispielsweise für Verträge 
über Wein, der erst lange nach Abschluss eines Vertrags 
spekulativer Art geliefert wird; der Wert des Weins hängt 
dabei von den Schwankungen der Marktpreise ab („vin en 
primeur“). Das Widerrufsrecht sollte weder bei Waren, 
die nach Kundenspezifikationen angefertigt werden oder 
eindeutig auf die persönlichen Bedürfnisse zugeschnitten 
sind, wie beispielsweise nach Maß gefertigte Vorhänge, 

noch beispielsweise bei der Lieferung von Brennstoff, der 
aufgrund seiner Beschaffenheit nach der Lieferung un­
trennbar mit anderen Gütern verbunden ist, Anwendung 
finden. Die Einräumung eines Widerrufsrechts für den 
Verbraucher könnte auch im Fall bestimmter Dienstleis­
tungen unangebracht sein, bei denen der Vertrags­
abschluss die Bereitstellung von Kapazitäten mit sich 
bringt, die der Unternehmer im Fall der Ausübung des 
Widerrufsrechts möglicherweise nicht mehr anderweitig 
nutzen kann. Dies wäre beispielsweise bei Reservierungen 
in Hotels, für Ferienhäuser oder Kultur- oder Sportver­
anstaltungen der Fall. 

(50) Der Verbraucher sollte auf der einen Seite sein Widerrufs­
recht auch dann ausüben können, wenn er die Erbrin­
gung von Dienstleistungen vor Ende der Widerrufsfrist 
gewünscht hat. Auf der anderen Seite sollte der Unter­
nehmer sichergehen können, dass er für die von ihm 
erbrachte Leistung angemessen bezahlt wird, wenn der 
Verbraucher sein Widerrufsrecht ausübt. Der anteilige Be­
trag sollte ausgehend vom vertraglich vereinbarten Ge­
samtpreis berechnet werden; falls der Verbraucher jedoch 
nachweist, dass der Gesamtpreis selbst unverhältnismäßig 
ist, wird der zu zahlende Betrag auf der Grundlage des 
Marktwertes der erbrachten Dienstleistung berechnet. Der 
Marktwert sollte festgelegt werden, indem der Preis einer 
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses von anderen Un­
ternehmern erbrachten gleichwertigen Dienstleistung 
zum Vergleich herangezogen wird. Wünscht der Verbrau­
cher, dass die Dienstleistung vor Ende der Widerrufsfrist 
erbracht wird, so sollte er dies von daher ausdrücklich 
und, bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen 
Verträgen, auf einem dauerhaften Datenträger verlangen. 
Ebenso sollte der Unternehmer den Verbraucher auf ei­
nem dauerhaften Datenträger über eine etwaige Ver­
pflichtung informieren, die Kosten entsprechend dem An­
teil der bereits erbrachten Dienstleistung zu zahlen. Bei 
Verträgen, die sowohl Waren als auch Dienstleistungen 
zum Gegenstand haben, sollten hinsichtlich der Waren 
die Vorschriften dieser Richtlinie über die Rücksendung 
von Waren und hinsichtlich der Dienstleistungen die Re­
gelungen über die Abgeltung von Dienstleistungen gelten. 

(51) Die Hauptschwierigkeiten für die Verbraucher und eine 
der Hauptquellen für Konflikte mit Unternehmern betref­
fen die Lieferung von Waren, etwa wenn Waren beim 
Transport verloren gehen oder beschädigt werden oder 
zu spät oder unvollständig geliefert werden. Es ist deshalb 
zweckmäßig, die innerstaatlichen Vorschriften darüber, 
wann die Lieferung erfolgen sollte, zu klären und zu 
harmonisieren. Der Ort und die Modalitäten der Liefe­
rung und die Regeln für die Bestimmung der Bedingun­
gen und des Zeitpunkts des Übergangs des Eigentums an 
den Waren sollten weiterhin dem einzelstaatlichen Recht 
unterliegen und daher von dieser Richtlinie nicht berührt 
werden. Die in dieser Richtlinie enthaltenen Lieferregeln 
sollten die Möglichkeit für den Verbraucher enthalten, 
einem Dritten zu gestatten, in seinem Namen den Besitz 
an den Waren oder die Kontrolle über die Waren zu 
erlangen. Es sollte davon ausgegangen werden, dass der 
Verbraucher die Kontrolle über die Waren hat, wenn er 
oder ein von ihm angegebener Dritter Zugang zu den 
Waren zum Zwecke ihrer Nutzung als Eigentümer oder 
die Möglichkeit zu ihrer Weiterveräußerung hat (bei­
spielsweise wenn er die Schlüssel erhalten hat oder im 
Besitz der Eigentumsdokumente ist).
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(52) Bei Kaufverträgen kann die Lieferung von Waren auf 
unterschiedliche Weise und entweder unverzüglich oder 
zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. Haben die Ver­
tragsparteien keinen bestimmten Liefertermin vereinbart, 
so sollte der Unternehmer die Waren so bald wie mög­
lich und in jedem Fall spätestens binnen 30 Tagen nach 
Abschluss des Vertrags liefern. Bei den Vorschriften über 
verspätete Lieferung sollte auch berücksichtigt werden, 
dass Waren, die speziell für den Verbraucher hergestellt 
oder erworben werden müssen, vom Unternehmer nicht 
ohne erheblichen Verlust anderweitig verwendet werden 
können. Daher sollte in dieser Richtlinie eine Vorschrift 
vorgesehen werden, mit der dem Unternehmer unter be­
stimmten Umständen eine zusätzliche angemessene Frist 
gewährt wird. Hat der Unternehmer die Waren nicht in 
der mit dem Verbraucher vereinbarten Frist geliefert, so 
sollte der Verbraucher, bevor er vom Vertrag zurücktre­
ten kann, den Unternehmer auffordern, die Lieferung 
innerhalb einer angemessenen zusätzlichen Frist vor­
zunehmen, und er sollte das Recht haben, vom Vertrag 
zurückzutreten, wenn der Unternehmer die Waren auch 
innerhalb dieser zusätzlichen Frist nicht liefert. Diese Vor­
schrift sollte jedoch nicht gelten, wenn sich der Unter­
nehmer in einer unmissverständlichen Erklärung gewei­
gert hat, die Waren zu liefern. Sie sollte auch nicht gel­
ten, wenn bestimmte Umstände vorliegen, unter denen 
die Lieferfrist wesentlich ist, wie beispielsweise im Falle 
eines Hochzeitskleids, das vor der Hochzeit geliefert wer­
den sollte. Sie sollte außerdem nicht gelten, wenn Um­
stände vorliegen, unter denen der Verbraucher den Un­
ternehmer davon in Kenntnis setzt, dass die Lieferung an 
einem bestimmten Datum wesentlich ist. Zu diesem 
Zweck kann der Verbraucher die gemäß dieser Richtlinie 
angegebenen Kontaktinformationen verwenden. In diesen 
speziellen Fällen sollte der Verbraucher berechtigt sein, 
nach Ablauf der ursprünglich vereinbarten Lieferfrist so­
fort von dem Vertrag zurückzutreten, wenn der Unter­
nehmer die Waren nicht fristgerecht geliefert hat. Diese 
Richtlinie sollte nationale Bestimmungen über die Art 
und Weise, wie der Verbraucher dem Unternehmer sei­
nen Willen zum Rücktritt vom Vertrag mitteilen sollte, 
nicht berühren. 

(53) Neben dem Recht des Verbrauchers, vom Vertrag zurück­
zutreten, wenn der Unternehmer seiner Pflicht zur Liefe­
rung der Waren gemäß dieser Richtlinie nicht nach­
kommt, kann der Verbraucher gemäß den geltenden ein­
zelstaatlichen Rechtsvorschriften andere Rechtsbehelfe in 
Anspruch nehmen, beispielsweise dem Unternehmer eine 
zusätzliche Lieferfrist gestatten, die Erfüllung des Vertrags 
durchsetzen, Zahlungen zurückhalten und Schadensersatz 
verlangen. 

(54) Nach Artikel 52 Absatz 3 der Richtlinie 2007/64/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. November 2007 über Zahlungsdienste im Binnen­
markt ( 1 ) sollten die Mitgliedstaaten in der Lage sein, im 
Hinblick auf das Bedürfnis, den Wettbewerb anzukurbeln 
und die Nutzung effizienter Zahlungsmittel zu fördern, 
dem Unternehmer zu verbieten bzw. dessen Recht ein­
zuschränken, vom Verbraucher Entgelte zu verlangen. In 
jedem Falle sollte es Unternehmern untersagt werden, 

von Verbrauchern Entgelte zu verlangen, die über die 
dem Unternehmer für die Nutzung eines bestimmten 
Zahlungsmittels entstehenden Kosten hinausgehen. 

(55) Werden die Waren vom Unternehmer an den Verbrau­
cher gesendet, so können sich im Falle eines Verlusts 
oder einer Beschädigung hinsichtlich des Zeitpunkts des 
Risikoübergangs Streitigkeiten ergeben. Daher sollte diese 
Richtlinie vorsehen, dass der Verbraucher, bevor er in 
den Besitz der Waren gelangt ist, vor dem Risiko eines 
Verlusts oder einer Beschädigung der Waren geschützt 
ist. Der Verbraucher sollte während eines vom Unterneh­
mer organisierten oder durchgeführten Transports ge­
schützt sein, auch wenn der Verbraucher eine bestimmte 
Lieferart aus einer Reihe von Optionen, die der Unter­
nehmer anbietet, ausgewählt hat. Allerdings sollte diese 
Bestimmung nicht für Verträge gelten, bei denen es Sache 
des Verbrauchers ist, die Waren selbst abzuholen oder 
einen Beförderer mit der Lieferung zu beauftragen. Was 
den Zeitpunkt des Risikoübergangs betrifft, so sollte da­
von ausgegangen werden, dass ein Verbraucher in den 
Besitz der Waren gelangt ist, wenn er sie erhalten hat. 

(56) Personen oder Organisationen, die nach dem nationalen 
Recht ein berechtigtes Interesse daran haben, die vertrag­
lichen Rechte der Verbraucher zu schützen, sollten das 
Recht erhalten, sich an ein Gericht oder eine Verwal­
tungsbehörde, die über Beschwerden entscheiden oder 
geeignete gerichtliche Schritte einleiten kann, zu wenden. 

(57) Es ist notwendig, dass die Mitgliedstaaten Sanktionen für 
Verstöße gegen diese Richtlinie festlegen und für deren 
Durchsetzung sorgen. Die Sanktionen sollten wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein. 

(58) Den Verbrauchern sollte der mit dieser Richtlinie ge­
währte Schutz nicht entzogen werden können. Ist auf 
den Vertrag das Recht eines Drittstaats anwendbar, so 
sollte sich die Beurteilung der Frage, ob der Verbraucher 
weiterhin von dieser Richtlinie geschützt wird, nach der 
Verordnung (EG) Nr. 593/2008 richten. 

(59) Die Kommission sollte nach Konsultation der Mitglied­
staaten und der betroffenen Akteure untersuchen, wie am 
besten dafür gesorgt werden kann, dass alle Verbraucher 
an der Verkaufsstelle auf ihre Rechte hingewiesen werden. 

(60) Da die Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 11. Mai 2005 über unlautere 
Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen Geschäfts­
verkehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern 
(Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken) ( 2 ) die Lie­
ferung von Waren oder die Erbringung von Dienstleis­
tungen, die der Verbraucher nicht bestellt hat, verbietet, 
jedoch für diesen Fall keinen vertraglichen Rechtsbehelf 
vorsieht, ist es erforderlich, nunmehr in dieser Richtlinie 
als vertraglichen Rechtsbehelf vorzusehen, dass der Ver­
braucher von der Verpflichtung zur Erbringung der Ge­
genleistung für derartige unbestellte Lieferungen oder Er­
bringungen befreit ist.

DE 22.11.2011 Amtsblatt der Europäischen Union L 304/71 

( 1 ) ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1. ( 2 ) ABl. L 149 vom 11.6.2005, S. 22.



(61) Die Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung 
personenbezogener Daten und den Schutz der Privat­
sphäre in der elektronischen Kommunikation (Daten­
schutzrichtlinie für elektronische Kommunikation) ( 1 ) ent­
hält bereits eine Regelung für unerbetene Nachrichten 
und sieht ein hohes Verbraucherschutzniveau vor. An 
den entsprechenden Bestimmungen in der Richtlinie 
97/7/EG besteht daher kein Bedarf. 

(62) Es ist zweckmäßig, dass die Kommission diese Richtlinie 
für den Fall überprüft, dass Binnenmarkthindernisse fest­
gestellt werden. Die Kommission sollte bei ihrer Über­
prüfung besonderes Augenmerk auf die den Mitgliedstaa­
ten eingeräumten Möglichkeiten legen, spezifische natio­
nale Bestimmungen beizubehalten oder einzuführen, ein­
schließlich in bestimmten Bereichen der Richtlinie 
93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über miss­
bräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen ( 2 ) und 
der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. Mai 1999 zu bestimmten Aspek­
ten des Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien für Ver­
brauchsgüter ( 3 ). Diese Überprüfung könnte dazu führen, 
dass die Kommission einen Vorschlag zur Änderung die­
ser Richtlinie vorlegt; dieser Vorschlag kann auch Ände­
rungen an anderen Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Verbraucher umfassen und sich aus der von der Kommis­
sion in ihrer verbraucherpolitischen Strategie eingegange­
nen Verpflichtung ergeben, den Besitzstand der Union 
mit Blick auf die Gewährleistung eines hohen, einheitli­
chen Verbraucherschutzniveaus zu überprüfen. 

(63) Die Richtlinien 93/13/EWG and 1999/44/EG sollten ab­
geändert werden, um die Mitgliedstaaten dazu zu ver­
pflichten, die Kommission über die Annahme spezifischer 
innerstaatlicher Vorschriften in bestimmten Bereichen zu 
informieren. 

(64) Die Richtlinien 85/577/EWG und 97/7/EG sollten auf­
gehoben werden. 

(65) Da das Ziel dieser Richtlinie, durch Erreichen eines hohen 
Verbraucherschutzniveaus zum ordnungsgemäßen Funk­
tionieren des Binnenmarktes beizutragen, auf Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kann 
und daher besser auf Unionsebene zu erreichen ist, 
kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des 
Vertrags über die Europäische Union niedergelegten Sub­
sidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in 
demselben Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip 
geht diese Richtlinie nicht über das zum Erreichen dieses 
Ziels erforderliche Maß hinaus. 

(66) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten 
und Grundsätzen, wie sie insbesondere mit der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wur­
den. 

(67) Nach Nummer 34 der Interinstitutionellen Vereinbarung 
„Bessere Rechtsetzung“ ( 4 ) sind die Mitgliedstaaten 

aufgefordert, für ihre eigenen Zwecke und im Interesse 
der Union eigene Tabellen aufzustellen, aus denen im 
Rahmen des Möglichen die Entsprechungen zwischen 
dieser Richtlinie und den Umsetzungsmaßnahmen zu 
entnehmen sind, und diese zu veröffentlichen — 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

GEGENSTAND, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND GELTUNGS­
BEREICH 

Artikel 1 

Gegenstand 

Zweck dieser Richtlinie ist es, durch Angleichung bestimmter 
Aspekte der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied­
staaten in Bezug auf Verträge, die zwischen Verbrauchern und 
Unternehmern geschlossen werden, ein hohes Verbraucher­
schutzniveau zu erreichen und damit zum ordnungsgemäßen 
Funktionieren des Binnenmarkts beizutragen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnen die Ausdrücke 

1. „Verbraucher“ jede natürliche Person, die bei von dieser 
Richtlinie erfassten Verträgen zu Zwecken handelt, die au­
ßerhalb ihrer gewerblichen, geschäftlichen, handwerklichen 
oder beruflichen Tätigkeit liegen; 

2. „Unternehmer“ jede natürliche oder juristische Person, un­
abhängig davon, ob letztere öffentlicher oder privater Natur 
ist, die bei von dieser Richtlinie erfassten Verträgen selbst 
oder durch eine andere Person, die in ihrem Namen oder 
Auftrag handelt, zu Zwecken tätig wird, die ihrer gewerb­
lichen, geschäftlichen, handwerklichen oder beruflichen Tä­
tigkeit zugerechnet werden können; 

3. „Waren“ bewegliche körperliche Gegenstände mit Aus­
nahme von Gegenständen, die aufgrund von Zwangsvoll­
streckungsmaßnahmen oder anderen gerichtlichen Maßnah­
men verkauft werden; als Waren im Sinne dieser Richtlinie 
gelten auch Wasser, Gas und Strom, wenn sie in einem 
begrenzten Volumen oder in einer bestimmten Menge 
zum Verkauf angeboten werden; 

4. „nach Verbraucherspezifikation angefertigte Waren“ Waren, 
die nicht vorgefertigt sind und für deren Herstellung eine 
individuelle Auswahl oder Entscheidung durch den Ver­
braucher maßgeblich ist; 

5. „Kaufvertrag“ jeden Vertrag, durch den der Unternehmer 
das Eigentum an Waren an den Verbraucher überträgt 
oder deren Übertragung zusagt und der Verbraucher hierfür 
den Preis zahlt oder dessen Zahlung zusagt, einschließlich 
von Verträgen, die sowohl Waren als auch Dienstleistungen 
zum Gegenstand haben;
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6. „Dienstleistungsvertrag“ jeden Vertrag, der kein Kaufvertrag 
ist und nach dem der Unternehmer eine Dienstleistung für 
den Verbraucher erbringt oder deren Erbringung zusagt und 
der Verbraucher hierfür den Preis zahlt oder dessen Zah­
lung zusagt; 

7. „Fernabsatzvertrag“ jeden Vertrag, der zwischen dem Unter­
nehmer und dem Verbraucher ohne gleichzeitige körper­
liche Anwesenheit des Unternehmers und des Verbrauchers 
im Rahmen eines für den Fernabsatz organisierten Ver­
triebs- bzw. Dienstleistungssystems geschlossen wird, wobei 
bis einschließlich zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
ausschließlich ein oder mehrere Fernkommunikationsmittel 
verwendet wird/werden; 

8. „außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossener Vertrag“ 
jeden Vertrag zwischen dem Unternehmer und dem Ver­
braucher, 

a) der bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Un­
ternehmers und des Verbrauchers an einem Ort ge­
schlossen wird, der kein Geschäftsraum des Unterneh­
mers ist; 

b) für den der Verbraucher unter den unter Buchstabe a 
genannten Umständen ein Angebot gemacht hat; 

c) der in den Geschäftsräumen des Unternehmers oder 
durch Fernkommunikationsmittel geschlossen wird, un­
mittelbar nachdem der Verbraucher an einem anderen 
Ort als den Geschäftsräumen des Unternehmers bei 
gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Unterneh­
mers und des Verbrauchers persönlich und individuell 
angesprochen wurde; oder 

d) der auf einem Ausflug geschlossen wird, der von dem 
Unternehmer in der Absicht oder mit dem Ergebnis 
organisiert wurde, dass er für den Verkauf von Waren 
oder die Erbringung von Dienstleistungen beim Verbrau­
cher wirbt und entsprechende Verträge mit dem Ver­
braucher abschließt; 

9. „Geschäftsräume“ 

a) unbewegliche Gewerberäume, in denen der Unterneh­
mer seine Tätigkeit dauerhaft ausübt, oder 

b) bewegliche Gewerberäume, in denen der Unternehmer 
seine Tätigkeit für gewöhnlich ausübt; 

10. „dauerhafter Datenträger“ jedes Medium, das es dem Ver­
braucher oder dem Unternehmer gestattet, an ihn persön­
lich gerichtete Informationen derart zu speichern, dass er 
sie in der Folge für eine für die Zwecke der Informationen 
angemessene Dauer einsehen kann, und das die unver­
änderte Wiedergabe der gespeicherten Informationen er­
möglicht; 

11. „digitale Inhalte“ Daten, die in digitaler Form hergestellt und 
bereitgestellt werden; 

12. „Finanzdienstleistung“ jede Bankdienstleistung sowie jede 
Dienstleistung im Zusammenhang mit einer Kreditgewäh­
rung, Versicherung, Altersversorgung von Einzelpersonen, 
Geldanlage oder Zahlung; 

13. „öffentliche Versteigerung“ eine Verkaufsmethode, bei der 
der Unternehmer Verbrauchern, die bei der Versteigerung 
persönlich anwesend sind oder denen diese Möglichkeit 
gewährt wird, Waren oder Dienstleistungen anbietet, und 
zwar in einem vom Versteigerer durchgeführten, auf kon­
kurrierenden Geboten basierenden transparenten Verfahren, 
bei dem der Bieter, der den Zuschlag erhalten hat, zum 
Erwerb der Waren oder Dienstleistungen verpflichtet ist; 

14. „gewerbliche Garantie“ jede dem Verbraucher gegenüber 
zusätzlich zur gesetzlichen Gewährleistung eingegangene 
Verpflichtung des Unternehmers oder eines Herstellers (Ga­
rantiegebers), den Kaufpreis zu erstatten oder die Waren 
auszutauschen oder nachzubessern oder Dienstleistungen 
für sie zu erbringen, falls sie nicht diejenigen Eigenschaften 
aufweisen oder andere als die Mängelfreiheit betreffende 
Anforderungen nicht erfüllen, die in der Garantieerklärung 
oder der einschlägigen Werbung, wie sie bei oder vor dem 
Abschluss des Vertrags verfügbar war, beschrieben sind; 

15. „akzessorischer Vertrag“ einen Vertrag, mit dem der Ver­
braucher Waren oder Dienstleistungen erwirbt, die im Zu­
sammenhang mit einem Fernabsatzvertrag oder einem au­
ßerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Vertrag stehen 
und bei dem diese Waren oder Dienstleistungen von dem 
Unternehmer oder einem Dritten auf der Grundlage einer 
Vereinbarung zwischen diesem Dritten und dem Unterneh­
mer geliefert oder erbracht werden. 

Artikel 3 

Geltungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt unter den Bedingungen und in dem 
Umfang, wie sie in ihren Bestimmungen festgelegt sind, für 
jegliche Verträge, die zwischen einem Unternehmer und einem 
Verbraucher geschlossen werden. Sie gilt auch für Verträge über 
die Lieferung von Wasser, Gas, Strom oder Fernwärme, ein­
schließlich durch öffentliche Anbieter, sofern diese Güter auf 
vertraglicher Basis geliefert werden. 

(2) Kollidiert eine Bestimmung dieser Richtlinie mit einer 
Bestimmung eines anderen Unionsrechtsakts, der spezifische 
Sektoren regelt, so hat die Bestimmung dieses anderen Unions­
rechtsakts Vorrang und findet auf diese spezifischen Sektoren 
Anwendung. 

(3) Diese Richtlinie gilt nicht für Verträge 

a) über soziale Dienstleistungen, einschließlich der Bereitstel­
lung und Vermietung von Sozialwohnungen, der Kinder­
betreuung oder der Unterstützung von dauerhaft oder vo­
rübergehend hilfsbedürftigen Familien oder Personen, ein­
schließlich Langzeitpflege; 

b) über Gesundheitsdienstleistungen gemäß Artikel 3 Buch­
stabe a der Richtlinie 2011/24/EU, unabhängig davon, ob 
sie von einer Einrichtung des Gesundheitswesens erbracht 
werden; 

c) über Glücksspiele, die einen geldwerten Einsatz verlangen, 
einschließlich Lotterien, Glücksspiele in Spielkasinos und 
Wetten;
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d) über Finanzdienstleistungen; 

e) über die Begründung, den Erwerb oder die Übertragung von 
Eigentum oder anderen Rechten an Immobilien; 

f) über den Bau von neuen Gebäuden, erhebliche Umbaumaß­
nahmen an bestehenden Gebäuden oder die Vermietung 
von Wohnraum; 

g) die in den Geltungsbereich der Richtlinie 90/314/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen ( 1 ) fallen; 

h) die in den Geltungsbereich der Richtlinie 2008/122/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Januar 
2009 über den Schutz der Verbraucher im Hinblick auf 
bestimmte Aspekte von Teilzeitnutzungsverträgen, Verträ­
gen über langfristige Urlaubsprodukte sowie Wiederver­
kaufs- und Tauschverträgen ( 2 ) fallen; 

i) die nach dem Recht der Mitgliedstaaten vor einem öffent­
lichen Amtsträger geschlossen werden, der gesetzlich zur 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit verpflichtet ist und 
durch umfassende rechtliche Aufklärung sicherzustellen 
hat, dass der Verbraucher den Vertrag nur aufgrund gründ­
licher rechtlicher Prüfung und in Kenntnis seiner rechtlichen 
Tragweite abschließt; 

j) über die Lieferung von Lebensmitteln, Getränken oder sons­
tigen Haushaltsgegenständen des täglichen Bedarfs, die am 
Wohnsitz, am Aufenthaltsort oder am Arbeitsplatz eines 
Verbrauchers von einem Unternehmer im Rahmen häufiger 
und regelmäßiger Fahrten geliefert werden; 

k) über die Beförderung von Personen mit Ausnahme des Ar­
tikels 8 Absatz 2 und der Artikel 19 und 22; 

l) die unter Verwendung von Warenautomaten oder automati­
sierten Geschäftsräumen geschlossen werden; 

m) die mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln mit 
Hilfe öffentlicher Fernsprecher zu deren Nutzung geschlos­
sen werden oder die zur Nutzung einer einzelnen von ei­
nem Verbraucher hergestellten Telefon-, Internet- oder Fax­
verbindung geschlossen werden. 

(4) Die Mitgliedstaaten können beschließen, diese Richtlinie 
auf außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge, bei 
denen die vom Verbraucher zu zahlende Gegenleistung 50 EUR 
nicht überschreitet, nicht anzuwenden und keine entsprechen­
den nationalen Bestimmungen aufrechtzuerhalten oder ein­
zuführen. Die Mitgliedstaaten können in den nationalen Rechts­
vorschriften einen niedrigeren Schwellenwert festsetzen. 

(5) Diese Richtlinie lässt das allgemeine innerstaatliche Ver­
tragsrecht wie die Bestimmungen über die Wirksamkeit, das 
Zustandekommen oder die Wirkungen eines Vertrags, soweit 
Aspekte des allgemeinen Vertragsrechts in dieser Richtlinie nicht 
geregelt werden, unberührt. 

(6) Diese Richtlinie hindert Unternehmer nicht daran, Ver­
brauchern Vertragsbedingungen anzubieten, die über den in 
dieser Richtlinie vorgesehenen Schutz hinausgehen. 

Artikel 4 

Grad der Harmonisierung 

Sofern diese Richtlinie nichts anderes bestimmt, erhalten die 
Mitgliedstaaten weder von den Bestimmungen dieser Richtlinie 
abweichende innerstaatliche Rechtsvorschriften aufrecht noch 
führen sie solche ein; dies gilt auch für strengere oder weniger 
strenge Rechtsvorschriften zur Gewährleistung eines anderen 
Verbraucherschutzniveaus. 

KAPITEL II 

INFORMATION DER VERBRAUCHER BEI ANDEREN ALS 
FERNABSATZVERTRÄGEN ODER AUSSERHALB VON 

GESCHÄFTSRÄUMEN GESCHLOSSENEN VERTRÄGEN 

Artikel 5 

Informationspflichten bei anderen als Fernabsatzverträgen 
oder außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen 

Verträgen 

(1) Bevor der Verbraucher durch einen anderen als einen 
Fernabsatzvertrag oder einen außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossenen Vertrag oder ein entsprechendes Vertragsangebot 
gebunden ist, informiert der Unternehmer den Verbraucher in 
klarer und verständlicher Weise über Folgendes, sofern sich 
diese Informationen nicht bereits unmittelbar aus den Umstän­
den ergeben: 

a) die wesentlichen Eigenschaften der Waren oder Dienstleis­
tungen in dem für den Datenträger und die Waren oder 
Dienstleistungen angemessenen Umfang; 

b) die Identität des Unternehmers, beispielsweise seinen Han­
delsnamen und die Anschrift des Ortes, an dem er nieder­
gelassen ist, sowie seine Telefonnummer; 

c) den Gesamtpreis der Waren oder Dienstleistungen ein­
schließlich aller Steuern und Abgaben oder in den Fällen, 
in denen der Preis aufgrund der Beschaffenheit der Ware 
oder der Dienstleistung vernünftigerweise nicht im Voraus 
berechnet werden kann, die Art der Preisberechnung sowie 
gegebenenfalls alle zusätzlichen Fracht-, Liefer- oder Versand­
kosten oder in den Fällen, in denen diese Kosten vernünfti­
gerweise nicht im Voraus berechnet werden können, die 
Tatsache, dass solche zusätzlichen Kosten anfallen können; 

d) gegebenenfalls die Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingun­
gen, den Termin, bis zu dem die Waren zu liefern oder die 
Dienstleistung zu erbringen der Unternehmer sich verpflich­
tet hat, sowie das Verfahren des Unternehmers zum Umgang 
mit Beschwerden;
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e) zusätzlich zu dem Hinweis auf das Bestehen eines gesetzli­
chen Gewährleistungsrechts für die Waren gegebenenfalls das 
Bestehen und die Bedingungen von Kundendienstleistungen 
nach dem Verkauf und gewerblichen Garantien; 

f) gegebenenfalls die Laufzeit des Vertrags oder die Bedingun­
gen der Kündigung unbefristeter Verträge oder sich auto­
matisch verlängernder Verträge; 

g) gegebenenfalls die Funktionsweise digitaler Inhalte, ein­
schließlich anwendbarer technischer Schutzmaßnahmen für 
solche Inhalte; 

h) gegebenenfalls — soweit wesentlich — die Interoperabilität 
digitaler Inhalte mit Hard- und Software, soweit diese dem 
Unternehmer bekannt ist oder vernünftigerweise bekannt 
sein muss; 

(2) Absatz 1 gilt auch dann für Verträge über die Lieferung 
von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem begrenz­
ten Volumen oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf 
angeboten werden, von Fernwärme oder von digitalen Inhalten, 
die nicht auf einem körperlichen Datenträger geliefert werden. 

(3) Die Mitgliedstaaten sind nicht dazu verpflichtet, Absatz 1 
auf Verträge anzuwenden, die Geschäfte des täglichen Lebens 
zum Gegenstand haben und zum Zeitpunkt des Vertrags­
abschlusses sofort erfüllt werden. 

(4) Die Mitgliedstaaten können für Verträge, auf die dieser 
Artikel anwendbar ist, zusätzliche vorvertragliche Informations­
pflichten einführen oder aufrechterhalten. 

KAPITEL III 

INFORMATION DER VERBRAUCHER UND WIDERRUFSRECHT 
BEI FERNABSATZ- UND AUSSERHALB VON 

GESCHÄFTSRÄUMEN GESCHLOSSENEN VERTRÄGEN 

Artikel 6 

Informationspflichten bei Fernabsatz- und außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen 

(1) Bevor der Verbraucher durch einen Vertrag im Fernabsatz 
oder einen außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Ver­
trag oder ein entsprechendes Vertragsangebot gebunden ist, in­
formiert der Unternehmer den Verbraucher in klarer und ver­
ständlicher Weise über Folgendes: 

a) die wesentlichen Eigenschaften der Waren oder Dienstleis­
tungen, in dem für das Kommunikationsmittel und die Wa­
ren oder Dienstleistungen angemessenen Umfang; 

b) die Identität des Unternehmers, beispielsweise seinen Han­
delsnamen; 

c) die Anschrift des Ortes, an dem der Unternehmer nieder­
gelassen ist, und gegebenenfalls seine Telefonnummer, 
Faxnummer und E-Mail-Adresse, damit der Verbraucher 
schnell Kontakt zu ihm aufnehmen und effizient mit ihm 

kommunizieren kann, sowie gegebenenfalls die Anschrift 
und die Identität des Unternehmers, in dessen Auftrag er 
handelt; 

d) falls diese von der gemäß Buchstabe c angegebenen An­
schrift abweicht, die Geschäftsanschrift des Unternehmers 
und gegebenenfalls die Geschäftsanschrift des Unterneh­
mers, in dessen Auftrag er handelt, an die sich der Ver­
braucher mit jeder Beschwerde wenden kann; 

e) den Gesamtpreis der Waren oder Dienstleistungen ein­
schließlich aller Steuern und Abgaben, oder in den Fällen, 
in denen der Preis aufgrund der Beschaffenheit der Waren 
oder Dienstleistungen vernünftigerweise nicht im Voraus 
berechnet werden kann, die Art der Preisberechnung sowie 
gegebenenfalls alle zusätzlichen Fracht-, Liefer- oder Ver­
sandkosten und alle sonstigen Kosten, oder in den Fällen, 
in denen diese Kosten vernünftigerweise nicht im Voraus 
berechnet werden können, die Tatsache, dass solche zusätz­
liche Kosten anfallen können. Im Falle eines unbefristeten 
Vertrags oder eines Abonnement-Vertrags umfasst der Ge­
samtpreis die pro Abrechnungszeitraum anfallenden Ge­
samtkosten. Wenn für einen solchen Vertrag Festbeträge 
in Rechnung gestellt werden, umfasst der Gesamtpreis eben­
falls die monatlichen Gesamtkosten. Wenn die Gesamtkos­
ten vernünftigerweise nicht im Voraus berechnet werden 
können, ist die Art der Preisberechnung anzugeben; 

f) die Kosten für den Einsatz der für den Vertragsabschluss 
genutzten Fernkommunikationstechnik, sofern diese nicht 
nach dem Grundtarif berechnet werden; 

g) die Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen, den Ter­
min, bis zu dem sich der Unternehmer verpflichtet, die 
Waren zu liefern oder die Dienstleistung zu erbringen, 
und gegebenenfalls das Verfahren des Unternehmers zum 
Umgang mit Beschwerden; 

h) im Falle des Bestehens eines Widerrufsrechts die Bedingun­
gen, Fristen und Verfahren für die Ausübung dieses Rechts 
gemäß Artikel 11 Absatz 1 sowie das Muster-Widerrufsfor­
mular gemäß Anhang I Teil B; 

i) gegebenenfalls den Hinweis, dass der Verbraucher im Wi­
derrufsfall die Kosten für die Rücksendung der Waren zu 
tragen hat und bei Fernabsatzverträgen die Kosten für die 
Rücksendung der Waren, wenn die Waren aufgrund ihrer 
Beschaffenheit nicht auf dem normalen Postweg zurück­
gesendet werden können; 

j) den Hinweis, dass, falls der Verbraucher das Widerrufsrecht 
nach Erklärung eines Verlangens gemäß Artikel 7 Absatz 3 
oder Artikel 8 Absatz 8 ausübt, der Verbraucher verpflichtet 
ist, dem Unternehmer einen angemessenen Betrag gemäß 
Artikel 14 Absatz 3 zu leisten; 

k) in Fällen, in denen gemäß Artikel 16 kein Widerrufsrecht 
besteht, den Hinweis, dass der Verbraucher nicht über ein 
Widerrufsrecht verfügt, oder gegebenenfalls die Umstände, 
unter denen der Verbraucher sein Widerrufsrecht verliert;
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l) den Hinweis auf das Bestehen eines gesetzlichen Gewähr­
leistungsrechts für die Waren; 

m) gegebenenfalls den Hinweis auf das Bestehen und die Bedin­
gungen von Kundendienst, Kundendienstleistungen und ge­
werblichen Garantien; 

n) gegebenenfalls den Hinweis auf bestehende einschlägige Ver­
haltenskodizes gemäß Artikel 2 Buchstabe f der Richtlinie 
2005/29/EG und darauf, wie Exemplare davon erhalten wer­
den können; 

o) gegebenenfalls die Laufzeit des Vertrags oder die Bedingun­
gen der Kündigung unbefristeter Verträge oder sich auto­
matisch verlängernder Verträge; 

p) gegebenenfalls die Mindestdauer der Verpflichtungen, die 
der Verbraucher mit dem Vertrag eingeht; 

q) gegebenenfalls den Hinweis auf die Tatsache, dass der Un­
ternehmer vom Verbraucher die Stellung einer Kaution oder 
die Leistung anderer finanzieller Sicherheiten verlangen 
kann, sowie deren Bedingungen; 

r) gegebenenfalls die Funktionsweise digitaler Inhalte, ein­
schließlich anwendbarer technischer Schutzmaßnahmen für 
solche Inhalte; 

s) gegebenenfalls — soweit wesentlich — die Interoperabilität 
digitaler Inhalte mit Hard- und Software, soweit diese dem 
Unternehmer bekannt ist oder vernünftigerweise bekannt 
sein dürfte; 

t) gegebenenfalls die Möglichkeit des Zugangs zu einem au­
ßergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, 
dem der Unternehmer unterworfen ist, und die Vorausset­
zungen für diesen Zugang. 

(2) Absatz 1 gilt auch dann für Verträge über die Lieferung 
von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem begrenz­
ten Volumen oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf 
angeboten werden, von Fernwärme oder von digitalen Inhalten, 
die nicht auf einem körperlichen Datenträger geliefert werden. 

(3) Im Falle einer öffentlichen Versteigerung können anstelle 
der in Absatz 1 Buchstaben b, c und d genannten Informatio­
nen die entsprechenden Angaben des Versteigerers übermittelt 
werden. 

(4) Die Informationen nach Absatz 1 Buchstaben h, i und j 
können mittels der Muster-Widerrufsbelehrung gemäß Anhang I 
Teil A gegeben werden. Die Informationspflicht des Unterneh­
mers gemäß Absatz 1 Buchstaben h, i und j ist erfüllt, wenn der 
Unternehmer dieses Informationsformular zutreffend ausgefüllt 
dem Verbraucher übermittelt hat. 

(5) Die Informationen nach Absatz 1 sind fester Bestandteil 
des Fernabsatzvertrags oder des außerhalb von Geschäftsräumen 
abgeschlossenen Vertrags und dürfen nicht geändert werden, es 
sei denn, die Vertragsparteien vereinbaren ausdrücklich etwas 
anderes. 

(6) Ist der Unternehmer seiner Pflicht zur Information über 
die zusätzlichen und sonstigen Kosten gemäß Absatz 1 Buch­
stabe e oder über die Kosten für die Rücksendung der Waren 
gemäß Absatz 1 Buchstabe i nicht nachgekommen, so hat der 
Verbraucher die zusätzlichen und sonstigen Kosten nicht zu 
tragen. 

(7) Die Mitgliedstaaten können sprachliche Anforderungen in 
Bezug auf die Vertragsinformationen in ihrem nationalen Recht 
aufrechterhalten oder einführen, um damit sicherzustellen, dass 
diese Angaben vom Verbraucher ohne Weiteres verstanden wer­
den. 

(8) Die in dieser Richtlinie festgelegten Informationspflichten 
gelten zusätzlich zu den Informationspflichten nach der Richt­
linie 2006/123/EG und der Richtlinie 2000/31/EG und hindern 
die Mitgliedstaaten nicht daran, zusätzliche Informationspflich­
ten im Einklang mit jenen Richtlinien vorzusehen. 

Unbeschadet des Unterabsatzes 1 hat bei Kollisionen zwischen 
einer Bestimmung der Richtlinie 2006/123/EG oder der Richt­
linie 2000/31/EG betreffend den Inhalt der Information und die 
Art und Weise, wie die Information bereitzustellen ist, und einer 
Bestimmung dieser Richtlinie die Bestimmung dieser Richtlinie 
Vorrang. 

(9) Die Beweislast für die Erfüllung der in diesem Kapitel 
genannten Informationspflichten obliegt dem Unternehmer. 

Artikel 7 

Formale Anforderungen für außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossene Verträge 

(1) Bei Verträgen, die außerhalb von Geschäftsräumen ge­
schlossen werden, stellt der Unternehmer die in Artikel 6 Ab­
satz 1 vorgeschriebenen Informationen dem Verbraucher auf 
Papier oder, sofern der Verbraucher dem zustimmt, auf einem 
anderen dauerhaften Datenträger bereit. Diese Informationen 
müssen lesbar und in klarer und verständlicher Sprache abge­
fasst sein. 

(2) Der Unternehmer stellt dem Verbraucher eine Kopie des 
unterzeichneten Vertragsdokuments oder die Bestätigung des 
geschlossenen Vertrags auf Papier oder, sofern der Verbraucher 
dem zustimmt, auf einem anderen dauerhaften Datenträger zur 
Verfügung, wobei diese Kopie gegebenenfalls auch die Bestäti­
gung der vorher ausdrücklich erklärten Zustimmung und der 
Kenntnisnahme des Verbrauchers gemäß Artikel 16 Buchstabe 
m umfasst. 

(3) Möchte ein Verbraucher, dass die Dienstleistung oder die 
Lieferung von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem 
begrenzten Volumen oder in einer bestimmten Menge zum 
Verkauf angeboten werden, oder von Fernwärme während der 
Widerrufsfrist gemäß Artikel 9 Absatz 2 beginnt, so fordert der 
Unternehmer den Verbraucher dazu auf, ein entsprechendes 
ausdrückliches Verlangen auf einem dauerhaften Datenträger 
zu erklären.
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(4) Wenn der Verbraucher bei Verträgen, die außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossen werden, ausdrücklich die Dienste 
des Unternehmers zur Ausführung von Reparatur- oder Instand­
haltungsarbeiten angefordert hat, der Unternehmer und der Ver­
braucher ihre vertraglichen Verpflichtungen sofort erfüllen und 
das vom Verbraucher zu zahlende Entgelt 200 EUR nicht über­
steigt, gilt: 

a) Der Unternehmer stellt dem Verbraucher die in Artikel 6 
Absatz 1 Buchstaben b und c genannten Informationen so­
wie Informationen über die Höhe des Preises oder die Art 
der Preisberechnung zusammen mit einem Kostenvor­
anschlag über die Gesamtkosten auf Papier oder, wenn der 
Verbraucher dem zustimmt, einem anderen dauerhaften Da­
tenträger zur Verfügung. Der Unternehmer stellt die in 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a, h und k genannten Infor­
mationen zur Verfügung, kann jedoch davon absehen, diese 
auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datenträger be­
reitzustellen, wenn der Verbraucher sich damit ausdrücklich 
einverstanden erklärt. 

b) Die gemäß Absatz 2 dieses Artikels bereitgestellte Bestäti­
gung des Vertrags muss die in Artikel 6 Absatz 1 genannten 
Informationen beinhalten. 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, diesen Absatz nicht 
anzuwenden. 

(5) Die Mitgliedstaaten legen hinsichtlich der Erfüllung der in 
dieser Richtlinie festgelegten Informationspflichten keine wei­
teren formellen vorvertraglichen Informationsanforderungen 
fest. 

Artikel 8 

Formale Anforderungen bei Fernabsatzverträgen 

(1) Bei Fernabsatzverträgen erteilt der Unternehmer die in 
Artikel 6 Absatz 1 vorgeschriebenen Informationen dem Ver­
braucher in klarer und verständlicher Sprache in einer den be­
nutzten Fernkommunikationsmitteln angepassten Weise bzw. 
stellt diese Informationen entsprechend zur Verfügung. Soweit 
diese Informationen auf einem dauerhaften Datenträger bereit­
gestellt werden, müssen sie lesbar sein. 

(2) Wenn ein auf elektronischem Wege geschlossener Fern­
absatzvertrag den Verbraucher zur Zahlung verpflichtet, weist 
der Unternehmer den Verbraucher klar und in hervorgehobener 
Weise, und unmittelbar bevor dieser seine Bestellung tätigt, auf 
die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a, e, o und p genannten 
Informationen hin. 

Der Unternehmer sorgt dafür, dass der Verbraucher bei der 
Bestellung ausdrücklich bestätigt, dass die Bestellung mit einer 
Zahlungsverpflichtung verbunden ist. Wenn der Bestellvorgang 
die Aktivierung einer Schaltfläche oder eine ähnliche Funktion 
umfasst, ist diese Schaltfläche oder entsprechende Funktion gut 
lesbar ausschließlich mit den Worten „zahlungspflichtig bestel­
len“ oder einer entsprechenden eindeutigen Formulierung zu 
kennzeichnen, die den Verbraucher darauf hinweist, dass die 
Bestellung mit einer Zahlungsverpflichtung gegenüber dem Un­
ternehmer verbunden ist. Wenn der Unternehmer diesen Unter­
absatz nicht einhält, ist der Verbraucher durch den Vertrag oder 
die Bestellung nicht gebunden. 

(3) Auf Webseiten für den elektronischen Geschäftsverkehr 
wird spätestens bei Beginn des Bestellvorgangs klar und deutlich 
angegeben, ob Lieferbeschränkungen bestehen und welche Zah­
lungsmittel akzeptiert werden. 

(4) Wird der Vertrag mittels eines Fernkommunikationsmit­
tels geschlossen, auf dem für die Darstellung der Informationen 
nur begrenzter Raum bzw. begrenzte Zeit zur Verfügung steht, 
so hat der Unternehmer über das jeweilige Fernkommunikati­
onsmittel vor dem Abschluss des Vertrags zumindest diejenigen 
vorvertraglichen Informationen zu erteilen, die die in Artikel 6 
Absatz 1 Buchstaben a, b, e, h und o genannten wesentlichen 
Merkmale der Waren oder Dienstleistungen, die Identität des 
Unternehmers, den Gesamtpreis, das Widerrufsrecht, die Ver­
tragslaufzeit und die Bedingungen der Kündigung unbefristeter 
Verträge betreffen. Die anderen in Artikel 6 Absatz 1 genannten 
Informationen hat der Unternehmer dem Verbraucher in geeig­
neter Weise im Einklang mit Absatz 1 dieses Artikels zu ertei­
len. 

(5) Ruft der Unternehmer den Verbraucher im Hinblick auf 
den Abschluss eines Fernabsatzvertrags an, so hat er unbescha­
det des Absatzes 4 zu Beginn des Gesprächs mit dem Verbrau­
cher seine Identität und gegebenenfalls die Identität der Person, 
in deren Auftrag er anruft, sowie den geschäftlichen Zweck des 
Anrufs offenzulegen. 

(6) Für Fernabsatzverträge, die telefonisch geschlossen wer­
den, können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass der Unterneh­
mer dem Verbraucher das Angebot bestätigen muss und der 
Verbraucher erst dann gebunden ist, wenn er das Angebot un­
terzeichnet oder sein schriftliches Einverständnis übermittelt hat. 
Die Mitgliedstaaten können ferner vorsehen, dass solche Bestä­
tigungen auf einem dauerhaften Datenträger erfolgen müssen. 

(7) Der Unternehmer stellt dem Verbraucher die Bestätigung 
des geschlossenen Vertrags innerhalb einer angemessenen Frist 
nach dem Abschluss des Fernabsatzvertrags auf einem dauer­
haften Datenträger zur Verfügung, und zwar spätestens bei der 
Lieferung der Waren oder bevor die Ausführung der Dienstleis­
tung beginnt. Diese Bestätigung enthält: 

a) alle in Artikel 6 Absatz 1 genannten Informationen, es sei 
denn, der Unternehmer hat dem Verbraucher diese Informa­
tionen bereits vor dem Abschluss des Fernabsatzvertrags auf 
einem dauerhaften Datenträger zukommen lassen, und 

b) gegebenenfalls die Bestätigung der vorherigen ausdrücklichen 
Zustimmung und der Kenntnisnahme des Verbrauchers ge­
mäß Artikel 16 Buchstabe m. 

(8) Möchte ein Verbraucher, dass die Dienstleistung oder die 
Lieferung von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem 
begrenzten Volumen oder in einer bestimmten Menge zum 
Verkauf angeboten werden, oder von Fernwärme während der 
Widerrufsfrist gemäß Artikel 9 Absatz 2 beginnt, so fordert der 
Unternehmer den Verbraucher dazu auf, ein entsprechendes 
ausdrückliches Verlangen zu erklären.
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(9) Dieser Artikel berührt nicht die Bestimmungen über den 
Abschluss von elektronischen Verträgen und Bestellungen ge­
mäß den Artikeln 9 und 11 der Richtlinie 2000/31/EG. 

(10) Die Mitgliedstaaten legen hinsichtlich der Erfüllung der 
in dieser Richtlinie festgelegten Informationspflichten keine wei­
teren formellen vorvertraglichen Informationsanforderungen 
fest. 

Artikel 9 

Widerrufsrecht 

(1) Sofern nicht eine der Ausnahmen gemäß Artikel 16 An­
wendung findet, steht dem Verbraucher eine Frist von 14 Tagen 
zu, in der er einen Fernabsatz- oder einen außerhalb von Ge­
schäftsräumen geschlossenen Vertrag ohne Angabe von Grün­
den und ohne andere Kosten als in Artikel 13 Absatz 2 und 
Artikel 14 vorgesehen widerrufen kann. 

(2) Unbeschadet des Artikels 10 endet die in Absatz 1 dieses 
Artikels vorgesehene Widerrufsfrist 

a) bei Dienstleistungsverträgen 14 Tage ab dem Tag des Ver­
tragsabschlusses, 

b) bei Kaufverträgen 14 Tage ab dem Tag, an dem der Ver­
braucher oder ein vom Verbraucher benannter Dritter, der 
nicht der Beförderer ist, in den physischen Besitz der Waren 
gelangt, oder 

i) wenn der Verbraucher mehrere Waren im Rahmen einer 
einheitlichen Bestellung bestellt hat, die getrennt geliefert 
werden, ab dem Tag, an dem der Verbraucher oder ein 
vom Verbraucher benannter Dritter, der nicht der Beför­
derer ist, in den physischen Besitz der letzten Ware ge­
langt, 

ii) bei Lieferung einer Ware in mehreren Teilsendungen 
oder Stücken ab dem Tag, an dem der Verbraucher 
oder ein vom Verbraucher benannter Dritter, der nicht 
der Beförderer ist, in den physischen Besitz der letzten 
Teilsendung oder des letzten Stücks gelangt, 

iii) bei Verträgen zur regelmäßigen Lieferung von Waren 
über einen festgelegten Zeitraum hinweg ab dem Tag, 
an dem der Verbraucher oder ein vom Verbraucher be­
nannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, in den phy­
sischen Besitz der ersten Ware gelangt, 

c) bei Verträgen über die Lieferung von Wasser, Gas oder 
Strom, wenn sie nicht in einem begrenzten Volumen oder 
in einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten werden, 
von Fernwärme oder von digitalen Inhalten, die nicht auf 
einem körperlichen Datenträger geliefert werden, 14 Tage 
ab dem Tag des Vertragsabschlusses. 

(3) Die Mitgliedstaaten verbieten den Vertragsparteien eine 
Erfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen während der 

Widerrufsfrist nicht. Die Mitgliedstaaten können jedoch bei au­
ßerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen inner­
staatliche Rechtsvorschriften aufrechterhalten, die dem Unter­
nehmer verbieten, innerhalb eines bestimmten Zeitraums nach 
Vertragsabschluss Zahlung vom Verbraucher zu fordern und 
entgegenzunehmen. 

Artikel 10 

Nichtaufklärung über das Widerrufsrecht 

(1) Hat der Unternehmer den Verbraucher nicht gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe h über sein Widerrufsrecht be­
lehrt, so läuft die Widerrufsfrist 12 Monate nach Ablauf der 
ursprünglichen Widerrufsfrist gemäß Artikel 9 Absatz 2 ab. 

(2) Hat der Unternehmer dem Verbraucher die in Absatz 1 
genannten Informationen binnen 12 Monaten ab dem in 
Artikel 9 Absatz 2 genannten Tag erteilt, so endet die Wider­
rufsfrist 14 Tage nach dem Tag, an dem der Verbraucher diese 
Informationen erhalten hat. 

Artikel 11 

Ausübung des Widerrufsrechts 

(1) Der Verbraucher informiert den Unternehmer vor Ablauf 
der Widerrufsfrist über seinen Entschluss, den Vertrag zu wider­
rufen. Der Verbraucher kann zu diesem Zweck entweder 

a) das Muster-Widerrufsformular des Anhangs I Teil B verwen­
den oder 

b) eine entsprechende Erklärung in beliebiger anderer Form ab­
geben, aus der sein Entschluss zum Widerruf des Vertrags 
eindeutig hervorgeht. 

Die Mitgliedstaaten legen für das Muster-Widerrufsformular 
keine weiteren Formvorschriften außer den in Anhang I Teil B 
genannten fest. 

(2) Die in Artikel 9 Absatz 2 und in Artikel 10 genannte 
Widerrufsfrist ist gewahrt, wenn der Verbraucher die Mitteilung 
über die Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Wider­
rufsfrist absendet. 

(3) Der Unternehmer kann dem Verbraucher zusätzlich zu 
den in Absatz 1 genannten Möglichkeiten auch die Wahl ein­
räumen, entweder das Muster-Widerrufsformular des Anhangs I 
Teil B oder eine entsprechende eindeutige Erklärung in beliebi­
ger anderer Form auf der Webseite des Unternehmers elektro­
nisch auszufüllen und abzuschicken. In diesen Fällen hat der 
Unternehmer dem Verbraucher unverzüglich auf einem dauer­
haften Datenträger eine Bestätigung über den Eingang eines 
solchen Widerrufs zu übermitteln. 

(4) Die Beweislast für die Ausübung des Widerrufsrechts 
nach diesem Artikel obliegt dem Verbraucher.
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Artikel 12 

Wirkungen des Widerrufs 

Mit der Ausübung des Widerrufsrechts enden die Verpflichtun­
gen der Vertragsparteien 

a) zur Erfüllung des Fernabsatz- oder außerhalb von Geschäfts­
räumen geschlossenen Vertrags oder 

b) zum Abschluss des Fernabsatz- oder außerhalb von Ge­
schäftsräumen abgeschlossenen Vertrags, sofern der Verbrau­
cher dazu ein Angebot abgegeben hat. 

Artikel 13 

Pflichten des Unternehmers im Widerrufsfall 

(1) Der Unternehmer hat alle Zahlungen, die er vom Ver­
braucher erhalten hat, gegebenenfalls einschließlich der Liefer­
kosten, unverzüglich und in jedem Fall spätestens binnen 14 
Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem er gemäß 
Artikel 11 über den Entschluss des Verbrauchers informiert 
wird, den Vertrag zu widerrufen. 

Der Unternehmer nimmt die Rückzahlung gemäß Unterabsatz 1 
unter Verwendung desselben Zahlungsmittels vor, das vom Ver­
braucher bei der ursprünglichen Transaktion eingesetzt wurde, 
es sei denn, mit dem Verbraucher wurde ausdrücklich etwas 
anderes vereinbart, und vorausgesetzt, für den Verbraucher fal­
len infolge einer solchen Rückzahlung keine Kosten an. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 ist der Unternehmer nicht 
verpflichtet, zusätzliche Kosten zu erstatten, wenn sich der Ver­
braucher ausdrücklich für eine andere Art der Lieferung als die 
vom Unternehmer angebotene, günstigste Standardlieferung ent­
schieden hat. 

(3) Bei Kaufverträgen kann der Unternehmer die Rückzah­
lung verweigern, bis er die Waren wieder zurückerhalten hat 
oder bis der Verbraucher den Nachweis erbracht hat, dass er 
die Waren zurückgeschickt hat, je nachdem, welches der frühere 
Zeitpunkt ist, es sei denn, der Unternehmer hat angeboten, die 
Waren selbst abzuholen. 

Artikel 14 

Pflichten des Verbrauchers im Widerrufsfall 

(1) Der Verbraucher hat die Waren unverzüglich und in je­
dem Fall spätestens nach 14 Tagen ab dem Tag, an dem er dem 
Unternehmer gemäß Artikel 11 seinen Entschluss mitgeteilt hat, 
den Vertrag zu widerrufen, an den Unternehmer oder eine von 
diesem zur Entgegennahme der Waren ermächtigte Person zu­
rückzusenden oder zu übergeben, es sei denn, der Unternehmer 
hat angeboten, die Waren selbst abzuholen. Die Frist ist ge­
wahrt, wenn der Verbraucher die Waren vor Ablauf der Frist 
von 14 Tagen absendet. 

Der Verbraucher hat nur die unmittelbaren Kosten der Rück­
sendung der Waren zu tragen, es sei denn, der Unternehmer hat 
sich bereit erklärt, diese Kosten zu tragen oder der Unternehmer 
hat es unterlassen, den Verbraucher darüber zu unterrichten, 
dass er diese Kosten zu tragen hat. 

Im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen 
Verträgen, bei denen die Waren zum Zeitpunkt des Vertrags­
abschlusses zur Wohnung des Verbrauchers geliefert worden 
sind, holt der Unternehmer die Waren auf eigene Kosten ab, 
wenn die Waren so beschaffen sind, dass sie normalerweise 
nicht per Post zurückgesandt werden können. 

(2) Der Verbraucher haftet für einen etwaigen Wertverlust 
der Waren nur, wenn dieser Wertverlust auf einen zur Prüfung 
der Beschaffenheit, Eigenschaften und Funktionsweise der Wa­
ren nicht notwendigen Umgang mit den Waren zurückzuführen 
ist. Der Verbraucher haftet in keinem Fall für den Wertverlust 
der Waren, wenn er vom Unternehmer nicht gemäß Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe h über sein Widerrufsrecht belehrt wurde. 

(3) Übt ein Verbraucher das Widerrufsrecht aus, nachdem er 
ein Verlangen gemäß Artikel 7 Absatz 3 oder Artikel 8 Absatz 
8 erklärt hat, so zahlt er dem Unternehmer einen Betrag, der 
verhältnismäßig dem entspricht, was bis zu dem Zeitpunkt, zu 
dem der Verbraucher den Unternehmer von der Ausübung des 
Widerrufsrechts unterrichtet, im Vergleich zum Gesamtumfang 
der vertraglich vereinbarten Leistungen geleistet worden ist. Der 
anteilige Betrag, den der Verbraucher an den Unternehmer zu 
zahlen hat, wird auf der Grundlage des vertraglich vereinbarten 
Gesamtpreises berechnet. Ist der Gesamtpreis überhöht, so wird 
der anteilige Betrag auf der Grundlage des Marktwerts der er­
brachten Leistung berechnet. 

(4) Der Verbraucher hat nicht aufzukommen für: 

a) Dienstleistungen, die Lieferung von Wasser, Gas oder Strom, 
wenn sie nicht in einem begrenzten Volumen oder in einer 
bestimmten Menge zum Verkauf angeboten werden, oder 
von Fernwärme, die während der Widerrufsfrist ganz oder 
teilweise erbracht wurden, wenn 

i) der Unternehmer es unterlassen hat, die Informationen 
gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben h oder j bereit­
zustellen oder 

ii) der Verbraucher nicht ausdrücklich gemäß Artikel 7 Ab­
satz 3 und Artikel 8 Absatz 8 verlangt hat, dass die 
Erbringung der Leistung während der Widerrufsfrist be­
ginnen soll, oder 

b) die vollständige oder teilweise Bereitstellung von digitalen 
Inhalten, die nicht auf einem körperlichen Datenträger gelie­
fert werden, wenn 

i) der Verbraucher sich nicht zuvor ausdrücklich damit ein­
verstanden erklärt hat, dass die Erfüllung des Vertrags vor 
Ablauf der Frist von 14 Tagen gemäß Artikel 9 beginnt, 
oder 

ii) der Verbraucher nicht zur Kenntnis genommen hat, dass 
er mit seiner Zustimmung sein Widerrufsrecht verliert, 
oder 

iii) der Unternehmer es unterlassen hat, eine Bestätigung 
gemäß Artikel 7 Absatz 2 oder Artikel 8 Absatz 7 zur 
Verfügung zu stellen.
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(5) Sofern in Artikel 13 Absatz 2 und diesem Artikel nichts 
anderes vorgesehen ist, kann der Verbraucher aufgrund der Aus­
übung seines Widerrufsrechts nicht in Anspruch genommen 
werden. 

Artikel 15 

Wirkungen der Ausübung des Widerrufsrechts auf 
akzessorische Verträge 

(1) Unbeschadet des Artikels 15 der Richtlinie 2008/48/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 
über Verbraucherkreditverträge ( 1 ) werden, wenn der Verbrau­
cher sein Recht auf Widerruf eines im Fernabsatz oder außer­
halb von Geschäftsräumen geschlossenen Vertrags gemäß den 
Artikeln 9 bis 14 dieser Richtlinie ausübt, auch alle akzessori­
schen Verträge automatisch beendet, ohne dass dem Verbrau­
cher dafür Kosten entstehen dürfen, außer solchen, die gemäß 
Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 14 dieser Richtlinie vorgesehen 
sind. 

(2) Die Mitgliedstaaten legen die Einzelheiten bezüglich der 
Beendigung dieser Verträge fest. 

Artikel 16 

Ausnahmen vom Widerrufsrecht 

Die Mitgliedstaaten sehen bei Fernabsatzverträgen und außer­
halb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen kein Wider­
rufsrecht nach den Artikeln 9 bis 15 vor, wenn 

a) bei Dienstleistungsverträgen die Dienstleistung vollständig 
erbracht worden ist, wenn der Unternehmer die Erbringung 
mit der vorherigen ausdrücklichen Zustimmung des Ver­
brauchers und dessen Kenntnisnahme, dass er sein Wider­
rufsrecht bei vollständiger Vertragserfüllung durch den Un­
ternehmer verliert, begonnen hatte; 

b) Waren oder Dienstleistungen geliefert werden, deren Preis 
von Schwankungen auf dem Finanzmarkt abhängt, auf die 
der Unternehmer keinen Einfluss hat und die innerhalb der 
Widerrufsfrist auftreten können; 

c) Waren geliefert werden, die nach Kundenspezifikation ange­
fertigt werden oder eindeutig auf die persönlichen Bedürf­
nisse zugeschnitten sind; 

d) Waren geliefert werden, die schnell verderben können oder 
deren Verfallsdatum schnell überschritten würde; 

e) versiegelte Waren geliefert werden, die aus Gründen des 
Gesundheitsschutzes oder aus Hygienegründen nicht zur 
Rückgabe geeignet sind und deren Versiegelung nach der 
Lieferung entfernt wurde; 

f) Waren geliefert werden, die nach der Lieferung aufgrund 
ihrer Beschaffenheit untrennbar mit anderen Gütern ver­
mischt wurden; 

g) alkoholische Getränke geliefert werden, deren Preis beim 
Abschluss des Kaufvertrags vereinbart wurde, deren Liefe­
rung aber erst nach 30 Tagen erfolgen kann und deren 
aktueller Wert von Schwankungen auf dem Markt abhängt, 
auf die der Unternehmer keinen Einfluss hat; 

h) es sich um Verträge handelt, bei denen der Verbraucher den 
Unternehmer ausdrücklich zu einem Besuch aufgefordert 
hat, um dringende Reparatur- oder Instandhaltungsarbeiten 
vorzunehmen; erbringt der Unternehmer bei einem solchen 
Besuch weitere Dienstleistungen, die der Verbraucher nicht 
ausdrücklich verlangt hat, oder liefert er Waren, die bei der 
Instandhaltung oder Reparatur nicht unbedingt als Ersatz­
teile benötigt werden, so steht dem Verbraucher in Bezug 
auf diese zusätzlichen Dienstleistungen oder Waren ein Wi­
derrufsrecht zu; 

i) Ton- oder Videoaufnahmen oder Computersoftware in einer 
versiegelten Packung geliefert wurden und die Versiegelung 
nach der Lieferung entfernt wurde; 

j) Zeitungen, Zeitschriften oder Illustrierte geliefert werden, 
mit Ausnahme von Abonnement-Verträgen über die Liefe­
rung solcher Publikationen; 

k) Verträge auf einer öffentlichen Versteigerung geschlossen 
werden; 

l) Dienstleistungen in den Bereichen Beherbergung zu anderen 
Zwecken als zu Wohnzwecken, Beförderung von Waren, 
Mietwagen, Lieferung von Speisen und Getränken sowie 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit Freizeitbetätigun­
gen erbracht werden und der Vertrag für die Erbringung 
einen spezifischen Termin oder Zeitraum vorsieht; 

m) digitale Inhalte geliefert werden, die nicht auf einem kör­
perlichen Datenträger geliefert werden, wenn die Ausfüh­
rung mit vorheriger ausdrücklicher Zustimmung des Ver­
brauchers und seiner Kenntnisnahme, dass er hierdurch 
sein Widerrufsrecht verliert, begonnen hat. 

KAPITEL IV 

SONSTIGE VERBRAUCHERRECHTE 

Artikel 17 

Geltungsbereich 

(1) Die Artikel 18 und 20 gelten für Kaufverträge. Diese 
Artikel gelten nicht für Verträge über die Lieferung von Wasser, 
Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem begrenzten Volumen 
oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten wer­
den, von Fernwärme oder von digitalen Inhalten, die nicht auf 
einem körperlichen Datenträger geliefert werden. 

(2) Die Artikel 19, 21 und 22 finden auf Kauf- und Dienst­
leistungsverträge und Verträge über die Lieferung von Wasser, 
Gas, Strom, Fernwärme oder digitalen Inhalten Anwendung.
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Artikel 18 

Lieferung 

(1) Sofern die Vertragsparteien hinsichtlich des Zeitpunkts 
der Lieferung nichts anderes vereinbart haben, liefert der Unter­
nehmer die Waren, indem er den physischen Besitz an den 
Waren oder die Kontrolle über die Waren dem Verbraucher 
unverzüglich, jedoch nicht später als dreißig Tage nach Vertrags­
abschluss, überträgt. 

(2) Ist der Unternehmer seiner Pflicht zur Lieferung der Wa­
ren zu dem mit dem Verbraucher vereinbarten Zeitpunkt oder 
innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist nicht nachgekom­
men, so fordert ihn der Verbraucher auf, die Lieferung innerhalb 
einer den Umständen angemessenen zusätzlichen Frist vor­
zunehmen. Liefert der Unternehmer die Waren nicht innerhalb 
dieser zusätzlichen Frist, so ist der Verbraucher berechtigt, vom 
Vertrag zurückzutreten. 

Unterabsatz 1 gilt nicht für Kaufverträge, wenn sich der Unter­
nehmer geweigert hat, die Waren zu liefern, oder wenn die 
Lieferung innerhalb der vereinbarten Frist unter Berücksichti­
gung aller den Vertragsabschluss begleitenden Umstände we­
sentlich ist oder wenn der Verbraucher dem Unternehmer vor 
Vertragsabschluss mitteilt, dass die Lieferung bis zu einem be­
stimmten Datum oder an einem bestimmten Tag wesentlich ist. 
In diesen Fällen ist der Verbraucher berechtigt, sofort vom Ver­
trag zurückzutreten, wenn der Unternehmer die Waren nicht zu 
dem mit dem Verbraucher vereinbarten Zeitpunkt oder inner­
halb der Frist gemäß Absatz 1 liefert. 

(3) Im Fall des Rücktritts hat der Unternehmer unverzüglich 
alle gemäß dem Vertrag gezahlten Beträge zurückzuerstatten. 

(4) Zusätzlich zum Rücktrittsrecht gemäß Absatz 2 können 
dem Verbraucher andere, nach dem einzelstaatlichen Recht vor­
gesehene Rechtsbehelfe zur Verfügung stehen. 

Artikel 19 

Entgelte für die Verwendung bestimmter Zahlungsmittel 

Die Mitgliedstaaten verbieten Unternehmern, von Verbrauchern 
für die Nutzung von Zahlungsmitteln Entgelte zu verlangen, die 
über die Kosten hinausgehen, die dem Unternehmer für die 
Nutzung solcher Zahlungsmittel entstehen. 

Artikel 20 

Risikoübergang 

Bei Verträgen, bei denen der Unternehmer die Waren an den 
Verbraucher versendet, geht das Risiko für einen Verlust oder 
eine Beschädigung der Waren auf den Verbraucher über, wenn 
er oder ein vom Verbraucher benannter Dritter, der nicht der 
Beförderer ist, die Waren in Besitz genommen hat. Unbeschadet 
der Rechte des Verbrauchers gegenüber dem Beförderer geht das 
Risiko mit der Übergabe an den Beförderer jedoch auf den 
Verbraucher über, wenn der Beförderer vom Verbraucher mit 
der Beförderung der Waren beauftragt wurde und diese Option 
nicht vom Unternehmer angeboten wurde. 

Artikel 21 

Telefonische Kommunikation 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass der Verbraucher nicht 
verpflichtet ist, bei einer telefonischen Kontaktaufnahme mit 
dem Unternehmer mehr als den Grundtarif zu zahlen, wenn 
der Unternehmer eine Telefonleitung eingerichtet hat, um mit 
ihm im Zusammenhang mit dem geschlossenen Vertrag telefo­
nisch Kontakt aufzunehmen. 

Das Recht von Anbietern von Telekommunikationsdiensten, 
Entgelte für solche Anrufe zu berechnen, bleibt von Unterabsatz 
1 unberührt. 

Artikel 22 

Zusätzliche Zahlungen 

Bevor der Verbraucher durch den Vertrag oder das Angebot 
gebunden ist, hat der Unternehmer die ausdrückliche Zustim­
mung des Verbrauchers zu jeder Extrazahlung einzuholen, die 
über das vereinbarte Entgelt für die Hauptleistungspflicht des 
Unternehmers hinausgeht. Hat der Unternehmer vom Verbrau­
cher keine ausdrückliche Zustimmung eingeholt, sondern sie 
dadurch herbeigeführt, dass er Voreinstellungen verwendet hat, 
die vom Verbraucher abgelehnt werden müssen, wenn er die 
zusätzliche Zahlung vermeiden will, so hat der Verbraucher 
Anspruch auf Erstattung dieser Zahlung. 

KAPITEL V 

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

Artikel 23 

Rechtsdurchsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass angemessene und 
wirksame Mittel vorhanden sind, mit denen die Einhaltung die­
ser Richtlinie sichergestellt wird. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Mittel schließen Rechtsvor­
schriften ein, nach denen eine oder mehrere der folgenden nach 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften bestimmten Einrichtun­
gen gemäß dem jeweiligen innerstaatlichen Recht die Gerichte 
oder die zuständigen Verwaltungsbehörden anrufen kann bzw. 
können, um die Anwendung der innerstaatlichen Vorschriften 
zur Umsetzung dieser Richtlinie sicherzustellen: 

a) öffentliche Einrichtungen oder ihre Vertreter; 

b) Verbraucherverbände, die ein berechtigtes Interesse am 
Schutz der Verbraucher haben; 

c) Berufsverbände, die ein berechtigtes Interesse daran haben, 
tätig zu werden. 

Artikel 24 

Sanktionen 

(1) Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen die aufgrund 
dieser Richtlinie erlassenen innerstaatlichen Vorschriften Sank­
tionen fest und treffen die zu ihrer Anwendung erforderlichen 
Maßnahmen. Die Sanktionen müssen wirksam, angemessen und 
abschreckend sein.
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(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vor­
schriften bis zum 13. Dezember 2013 mit und unterrichten 
sie unverzüglich über etwaige spätere Änderungen dieser Vor­
schriften. 

Artikel 25 

Unabdingbarkeit der Richtlinie 

Ist auf den Vertrag das Recht eines Mitgliedstaats anwendbar, so 
können Verbraucher auf die Rechte, die ihnen mit den einzel­
staatlichen Maßnahmen zur Umsetzung dieser Richtlinie einge­
räumt werden, nicht verzichten. 

Vertragsklauseln, die einen Verzicht auf die sich aus dieser 
Richtlinie ergebenden Rechte oder deren Einschränkung unmit­
telbar oder mittelbar bewirken, sind für den Verbraucher nicht 
bindend. 

Artikel 26 

Information 

Die Mitgliedstaaten treffen angemessene Maßnahmen zur Infor­
mation der Verbraucher und der Unternehmer über die inner­
staatlichen Rechtsvorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie 
und legen gegebenenfalls den Unternehmern sowie den Urhe­
bern eines Kodex im Sinne des Artikels 2 Buchstabe g der 
Richtlinie 2005/29/EG nahe, die Verbraucher über ihre Verhal­
tenskodizes zu informieren. 

Artikel 27 

Unbestellte Waren und Dienstleistungen 

Werden unter Verstoß gegen Artikel 5 Absatz 5 und Anhang I 
Nummer 29 der Richtlinie 2005/29/EG unbestellte Waren, 
Wasser, Gas, Strom, Fernwärme oder digitaler Inhalt geliefert 
oder unbestellte Dienstleistungen erbracht, so ist der Verbrau­
cher von der Pflicht zur Erbringung der Gegenleistung befreit. In 
diesen Fällen gilt das Ausbleiben einer Antwort des Verbrau­
chers auf eine solche unbestellte Lieferung oder Erbringung 
nicht als Zustimmung. 

Artikel 28 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum 
13. Dezember 2013 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie 
teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Maß­
nahmen in Form von Dokumenten mit. Die Kommission be­
dient sich für die Zwecke des in Artikel 30 genannten Berichts 
dieser Dokumente. 

Sie wenden diese Maßnahmen ab dem 13. Juni 2014 an. 

Bei Erlass dieser Maßnahmen nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Diese Richtlinie gilt für Verträge, die nach dem 13. Juni 
2014 geschlossen werden. 

Artikel 29 

Berichtspflichten 

(1) Macht ein Mitgliedstaat von einer Regelungsmöglichkeit 
nach Artikel 3 Absatz 4, Artikel 6 Absätze 7 und 8, Artikel 7 
Absatz 4, Artikel 8 Absatz 6 sowie Artikel 9 Absatz 3 Ge­
brauch, so setzt er die Kommission bis zum 13. Dezember 
2013 hiervon sowie von allen nachfolgenden Änderungen in 
Kenntnis. 

(2) Die Kommission stellt sicher, dass die in Absatz 1 ge­
nannten Informationen den Verbrauchern und den Unterneh­
mern leicht zugänglich sind, u. a. auf einer speziellen Webseite. 

(3) Die Kommission leitet die in Absatz 1 genannten Infor­
mationen an die anderen Mitgliedstaaten und das Europäische 
Parlament weiter. Die Kommission hört die Beteiligten zu diesen 
Informationen an. 

Artikel 30 

Berichterstattung durch die Kommission und Überprüfung 

Bis 13. Dezember 2016 legt die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht über die Anwendung 
dieser Richtlinie vor. Dieser Bericht enthält insbesondere eine 
Bewertung der Bestimmungen dieser Richtlinie über digitale In­
halte, einschließlich des Widerrufsrechts. Diesem Bericht werden 
erforderlichenfalls Gesetzgebungsvorschläge zur Anpassung die­
ser Richtlinie an Entwicklungen auf dem Gebiet der Verbrau­
cherrechte beigefügt. 

KAPITEL VI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 31 

Aufhebung von Rechtsakten 

Die Richtlinien 85/577/EWG und 97/7/EG in der Fassung der 
Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. September 2002 über den Fernabsatz von Fi­
nanzdienstleistungen an Verbraucher ( 1 ) und der Richtlinien 
2005/29/EG und 2007/64/EG werden mit Wirkung vom 
13. Juni 2014 aufgehoben. 

Verweise auf die aufgehobenen Richtlinien gelten als Verweise 
auf die vorliegende Richtlinie nach der Entsprechungstabelle im 
Anhang II.
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Artikel 32 

Änderung der Richtlinie 93/13/EWG 

In die Richtlinie 93/13/EWG wird folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 8a 

(1) Erlässt ein Mitgliedstaat Vorschriften nach Artikel 8, so 
setzt er die Kommission hiervon sowie von allen nachfolgen­
den Änderungen in Kenntnis, insbesondere wenn diese Vor­
schriften: 

— die Missbräuchlichkeitsprüfung auf individuell ausgehan­
delte Vertragsklauseln oder auf die Angemessenheit des 
Preises oder des Entgelts ausdehnen; 

— Listen mit Vertragsklauseln, die als missbräuchlich gelten, 
enthalten. 

(2) Die Kommission stellt sicher, dass die in Absatz 1 
genannten Informationen den Verbrauchern und den Unter­
nehmern leicht zugänglich sind, u. a. auf einer speziellen 
Webseite. 

(3) Die Kommission leitet die in Absatz 1 genannten In­
formationen an die anderen Mitgliedstaaten und das Europäi­
sche Parlament weiter. Die Kommission hört die Beteiligten 
zu diesen Informationen an.“ 

Artikel 33 

Änderung der Richtlinie 1999/44/EG 

In die Richtlinie 1999/44/EG wird folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 8a 

Berichtspflichten 

(1) Erlässt ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 8 Absatz 2 
strengere Verbraucherschutzvorschriften als die in Artikel 5 

Absätzen 1 bis 3 und Artikel 7 Absatz 1 vorgesehenen, so 
setzt er die Kommission hiervon sowie von allen nachfolgen­
den Änderungen in Kenntnis. 

(2) Die Kommission stellt sicher, dass die in Absatz 1 
genannten Informationen den Verbrauchern und den Unter­
nehmern leicht zugänglich sind, u. a. auf einer speziellen 
Webseite. 

(3) Die Kommission leitet die in Absatz 1 genannten In­
formationen an die anderen Mitgliedstaaten und das Europäi­
sche Parlament weiter. Die Kommission hört die Beteiligten 
zu diesen Informationen an.“ 

Artikel 34 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 35 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Straßburg am 25. Oktober 2011. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
J. BUZEK 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
M. DOWGIELEWICZ
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ANHANG I 

Informationen zur Ausübung des Widerrufsrechts 

A. Muster-Widerrufsbelehrung 

Widerrufsrecht 

Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. 

Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag 1 . 

Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns ( 2 ) mittels einer eindeutigen Erklärung (z.B. ein mit der Post ver­
sandter Brief, Telefax oder E-Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie können dafür das 
beigefügte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist. 3 

Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf 
der Widerrufsfrist absenden. 

Folgen des Widerrufs 

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten haben, einschließlich der 
Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als 
die von uns angebotene, günstigste Standardlieferung gewählt haben), unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen 
ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen ist. Für diese 
Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprünglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei 
denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung 
Entgelte berechnet. 4 

5 

6 

Gestaltungshinweise: 

1. Fügen Sie einen der folgenden in Anführungszeichen gesetzten Textbausteine ein: 

a) im Falle eines Dienstleistungsvertrags oder eines Vertrags über die Lieferung von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie 
nicht in einem begrenzten Volumen oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten werden, von 
Fernwärme oder von digitalen Inhalten, die nicht auf einem körperlichen Datenträger geliefert werden: „des 
Vertragsabschlusses.“; 

b) im Falle eines Kaufvertrags:„, an dem Sie oder ein von Ihnen benannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, die 
Waren in Besitz genommen haben bzw. hat.“; 

c) im Falle eines Vertrags über mehrere Waren, die der Verbraucher im Rahmen einer einheitlichen Bestellung bestellt 
hat und die getrennt geliefert werden:„, an dem Sie oder ein von Ihnen benannter Dritter, der nicht der Beförderer 
ist, die letzte Ware in Besitz genommen haben bzw. hat.“; 

d) im Falle eines Vertrags über die Lieferung einer Ware in mehreren Teilsendungen oder Stücken:„, an dem Sie oder 
ein von Ihnen benannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, die letzte Teilsendung oder das letzte Stück in Besitz 
genommen haben bzw. hat.“; 

e) im Falle eines Vertrags zur regelmäßigen Lieferung von Waren über einen festgelegten Zeitraum hinweg:„, an dem 
Sie oder ein von Ihnen benannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, die erste Ware in Besitz genommen haben 
bzw. hat.“ 

2. Fügen Sie Ihren Namen, Ihre Anschrift und, soweit verfügbar, Ihre Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse 
ein. 

3. Wenn Sie dem Verbraucher die Wahl einräumen, die Information über seinen Widerruf des Vertrags auf Ihrer 
Webseite elektronisch auszufüllen und zu übermitteln, fügen Sie Folgendes ein: „Sie können das Muster-Widerrufs­
formular oder eine andere eindeutige Erklärung auch auf unserer Webseite [Internet-Adresse einfügen] elektronisch 
ausfüllen und übermitteln. Machen Sie von dieser Möglichkeit Gebrauch, so werden wir Ihnen unverzüglich (z. B. per 
E-Mail) eine Bestätigung über den Eingang eines solchen Widerrufs übermitteln.“ 

4. Im Falle von Kaufverträgen, in denen Sie nicht angeboten haben, im Fall des Widerrufs die Waren selbst abzuholen, 
fügen Sie Folgendes ein: „Wir können die Rückzahlung verweigern, bis wir die Waren wieder zurückerhalten haben 
oder bis Sie den Nachweis erbracht haben, dass Sie die Waren zurückgesandt haben, je nachdem, welches der frühere 
Zeitpunkt ist.“
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5. Wenn der Verbraucher Waren im Zusammenhang mit dem Vertrag erhalten hat: 

a) Fügen Sie ein: 

— „Wir holen die Waren ab.“ oder 

— „Sie haben die Waren unverzüglich und in jedem Fall spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag, an dem 
Sie uns über den Widerruf dieses Vertrags unterrichten, an … uns oder an [hier sind gegebenenfalls der Name 
und die Anschrift der von Ihnen zur Entgegennahme der Waren ermächtigten Person einzufügen] zurück­
zusenden oder zu übergeben. Die Frist ist gewahrt, wenn Sie die Waren vor Ablauf der Frist von vierzehn 
Tagen absenden.“ 

b) Fügen Sie ein: 

— „Wir tragen die Kosten der Rücksendung der Waren.“; 

— „Sie tragen die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der Waren.“; 

— Wenn Sie bei einem Fernabsatzvertrag nicht anbieten, die Kosten der Rücksendung der Waren zu tragen und 
die Waren aufgrund ihrer Beschaffenheit nicht normal mit der Post zurückgesandt werden können: „Sie tragen 
die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der Waren in Höhe von … EUR [Betrag einfügen].“, oder wenn die 
Kosten vernünftigerweise nicht im Voraus berechnet werden können: „Sie tragen die unmittelbaren Kosten der 
Rücksendung der Waren. Die Kosten werden auf höchstens etwa … EUR [Betrag einfügen] geschätzt.“ oder 

— wenn die Waren bei einem außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Vertrag aufgrund ihrer Beschaffen­
heit nicht normal mit der Post zurückgesandt werden können und zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses zur 
Wohnung des Verbrauchers geliefert worden sind: „Wir holen die Waren auf unsere Kosten ab.“ und 

c) Fügen Sie ein: „Sie müssen für einen etwaigen Wertverlust der Waren nur aufkommen, wenn dieser Wertverlust 
auf einen zur Prüfung der Beschaffenheit, Eigenschaften und Funktionsweise der Waren nicht notwendigen 
Umgang mit ihnen zurückzuführen ist.“ 

6. Im Falle eines Vertrags zur Erbringung von Dienstleistungen oder der Lieferung von Wasser, Gas oder Strom, wenn 
sie nicht in einem begrenzten Volumen oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten werden, oder von 
Fernwärme fügen Sie Folgendes ein: „Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen oder Lieferung von Wasser/Gas/ 
Strom/Fernwärme [Unzutreffendes streichen] während der Widerrufsfrist beginnen soll, so haben Sie uns einen 
angemessenen Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie uns von der Ausübung 
des Widerrufsrechts hinsichtlich dieses Vertrags unterrichten, bereits erbrachten Dienstleistungen im Vergleich zum 
Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen entspricht.“ 

B. Muster-Widerrufsformular 

(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie es zurück) 

— An [hier ist der Name, die Anschrift und gegebenenfalls die Faxnummer und E-Mail-Adresse des Unternehmers durch 
den Unternehmer einzufügen]: 

— Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über den Kauf der folgenden Waren (*)/ 
die Erbringung der folgenden Dienstleistung (*) 

— Bestellt am (*)/erhalten am (*) 

— Name des/der Verbraucher(s) 

— Anschrift des/der Verbraucher(s) 

— Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier) 

— Datum
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ANHANG II 

Entsprechungstabelle 

Richtlinie 85/577/EWG Richtlinie 97/7/EG Diese Richtlinie 

Artikel 1 Artikel 3 in Verbindung mit Artikel 2 
Nummer 8 und 9 und Artikel 16 
Buchstabe h 

Artikel 1 Artikel 1 in Verbindung mit Artikel 2 
Nummer 7 

Artikel 2 Artikel 2 Nummer 1 und 2 

Artikel 2 Nummer 1 Artikel 2 Nummer 7 

Artikel 2 Nummer 2 Artikel 2 Nummer 1 

Artikel 2 Nummer 3 Artikel 2 Nummer 2 

Artikel 2 Nummer 4 Satz 1 Artikel 2 Nummer 7 

Artikel 2 Nummer 4 Satz 2 — 

Artikel 2 Nummer 5 — 

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 4 

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe e und f 

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe j 

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c — 

Artikel 3 Absatz 2, Buchstabe d Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe d 

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe e Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe d 

Artikel 3 Absatz 3 — 

Artikel 3 Absatz 1 erster Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe d 

Artikel 3 Absatz 1 zweiter Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe l 

Artikel 3 Absatz 1 dritter Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe m 

Artikel 3 Absatz 1 vierter Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstaben e und f 

Artikel 3 Absatz 1 fünfter Gedanken­
strich 

Artikel 6 Absatz 3 und Artikel 16 
Buchstabe k in Verbindung mit 
Artikel 2 Nummer 13 

Artikel 3 Absatz 2 erster Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe j 

Artikel 3 Absatz 2 zweiter Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe f (für die 
Vermietung von Wohnraum), Buch­
stabe g (für Pauschalreisen), Buchstabe 
h (für Teilzeitnutzung), Buchstabe k 
(für die Beförderung von Personen, 
mit bestimmten Ausnahmen) und 
Artikel 16 Buchstabe l (Ausnahme 
vom Widerrufsrecht) 

Artikel 4 Satz 1 Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b, c und 
h, Artikel 7 Absätze 1 und 2 

Artikel 4 Satz 2 Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a und 
Artikel 7 Absatz 1 

Artikel 4 Satz 3 Artikel 6 Absatz 1 

Artikel 4 Satz 4 Artikel 10 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben b und c 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a
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Richtlinie 85/577/EWG Richtlinie 97/7/EG Diese Richtlinie 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe e Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe g 

Artikel 4 Absatz 1Buchstabe f Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe h 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe g Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h — 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben o und p 

Artikel 4 Absatz 2 Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit 
Artikel 8 Absatz 1, 2 und 4 

Artikel 4 Absatz 3 Artikel 8 Absatz 5 

Artikel 5 Absatz 1 Artikel 8 Absatz 7 

Artikel 5 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe m 

Artikel 6 Absatz 1 Artikel 9 Absätze 1 und 2, Artikel 10, 
Artikel 13 Absatz 2, Artikel 14 

Artikel 6 Absatz 2 Artikel 13 und Artikel 14 Absatz 1 
Unterabsätze 2 und 3 

Artikel 6 Absatz 3 erster Gedanken­
strich 

Artikel 16 Buchstabe a 

Artikel 6 Absatz 3 zweiter Gedanken­
strich 

Artikel 16 Buchstabe b 

Artikel 6 Absatz 3 dritter Gedanken­
strich 

Artikel 16 Buchstaben c und d 

Artikel 6 Absatz 3 vierter Gedanken­
strich 

Artikel 16 Buchstabe i 

Artikel 6 Absatz 3 fünfter Gedanken­
strich 

Artikel 16 Buchstabe j 

Artikel 6 Absatz 3 sechster Gedan­
kenstrich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe c 

Artikel 6 Absatz 4 Artikel 15 

Artikel 7 Absatz 1 Artikel 18 Absatz 1 (für Kaufverträge) 

Artikel 7 Absatz 2 Artikel 18 Absätze 2, 3 und 4 

Artikel 7 Absatz 3 — 

Artikel 8 — 

Artikel 9 Artikel 27 

Artikel 10 — 
(siehe jedoch Richtlinie 2002/58/EG, 
Artikel 13) 

Artikel 11 Absatz 1 Artikel 23 Absatz 1 

Artikel 11 Absatz 2 Artikel 23 Absatz 2 

Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe a Artikel 6 Absatz 9 für die Beweislast 
hinsichtlich der vorvertraglichen Infor­
mationspflichten; ansonsten: — 

Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe b Artikel 24 Absatz 1 

Artikel 11 Absatz 4 — 

Artikel 12 Absatz 1 Artikel 25 

Artikel 12 Absatz 2 — 

Artikel 13 Artikel 3 Absatz 2 

Artikel 14 Artikel 4
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Richtlinie 85/577/EWG Richtlinie 97/7/EG Diese Richtlinie 

Artikel 15 Absatz 1 Artikel 28 Absatz 1 

Artikel 15 Absatz 2 Artikel 28 Absatz 1 

Artikel 15 Absatz 3 Artikel 28 Absatz 1 

Artikel 15 Absatz 4 Artikel 30 

Artikel 16 Artikel 26 

Artikel 17 — 

Artikel 18 Artikel 34 

Artikel 19 Artikel 35 

Artikel 5 Absatz 1 Artikel 9 und 11 

Artikel 5 Absatz 2 Artikel 12 

Artikel 6 Artikel 25 

Artikel 7 Artikel 13, 14 und 15 

Artikel 8 Artikel 4 

Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 über die Zu­
sammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbrau­
cherschutzgesetze zuständigen nationalen Behörden (Verordnung 

über die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz) ( 1 ) 

Zu verstehen als Verweis auf 

Nummern 2 und 11 diese Richtlinie 

( 1 ) ABl. L 364 vom 9.12.2004, S. 1.
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